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Ein Pakt für die Jugend

In unseren Fachbereichsbeilagen „biwifo-report“ und
„die besonderen“ ist viel geschrieben worden über die
Verschlechterung der Arbeits- und Lebensbedingungen.
Hier in Deutschland, wo wir leben und tagtäglich
 antreten, um z.B. Entlohnung, Arbeits- und Gesund -
heits schutz zu verbessern; um z.B. gegen Dumping -
löhne, Befristungswesen und Jugendarbeitslosigkeit zu
kämpfen.

Hier in Deutschland liegt die Jugendarbeitslosigkeit bei
7,9 Prozent – so die offizielle Zahl. Beschämend hoch für
ein vergleichsweise reiches Land – und wir wissen, die
inoffiziellen Zahlen sind höher. Viele Jugendliche haben
sich abgemeldet aus einem System, das ihnen keine
Chancen mehr gibt. Ein System, das Selektion vor
Förderung setzt. Viele sind in der Statistik nicht erfasst,
weil sie eine Kurzzeitmaßnahme absolvieren, die auch
nicht wirklich weiterhilft.

Still, sehr still ist es die meiste Zeit des Jahres um diesen
Skandal. Einmal jährlich erobert das Thema die Medien,
wenn die Schulabgänger/innen auf den Markt strömen –
und der Gegensatz zwischen Kapital und Arbeit auf dem
Feld der Ausbildungsplatzstatistiken ausgetragen wird.
Aufbau, sagen die Arbeitgeber, Abbau sagen wir.

Hier, in einem vergleichsweise reichen Land, haben wir
Möglichkeiten, uns für einen Aufwuchs der Ausbildungs -
plätze zu engagieren, täglich, monatlich, jährlich. Jeder
zusätzliche Ausbildungsplatz zählt.

Und vergessen wir nicht: In der EU-Währungsunion 
liegt die Jugendarbeitslosigkeit über 22 Prozent. Das
heißt: 3,3 Millionen junge Menschen zwischen 15 und
24 Jahren sind arbeitslos.

Auch damit wollen und werden wir uns nicht abfinden.
Wir brauchen einen Pakt für Wachstum und
Beschäftigung, der ein wirksames Programm gegen
Jugendarbeitslosigkeit in der EU beinhaltet. W
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SCHWERPUNKT:  D IE  ZUKUNFT  DER  GEWERKSCHAFTEN

Gewerkschaften – 
eine Zukunftsfrage 

K O M M E N T A R

Die ver.di-Fachbereiche 5 und 13 koope -
rieren seit nunmehr fünf Jahren. Diese
Zusammenarbeit von „Bildung, Wissen -
schaft, Forschung“ und den „Besonderen“
kann durchaus als Erfolgsgeschichte gele-
sen werden: Der Mitgliederschwund wurde
gestoppt. Angesichts des demographischen
Wandels und der wachsenden Heraus -
forderungen muss es uns aber gelingen,
zusätzliche Mitstreiter/innen zu gewinnen.
Nur wie?

VON HANNELORE REINER UND 
STEPHAN TREGEL

Fast alle Gewerkschaften haben das Problem:
Mitglieder treten aus oder gehen in den Ruhe -

stand, und es ist nicht leicht, Nachwuchs zu fin-
den. Ein zentraler Grund sind die veränderten
Arbeits bedingungen. Der Strukturwandel der ver-
gangenen Jahrzehnte hat dazu geführt, dass
heute etwa drei Viertel aller Beschäftigten im
Dienstleistungssektor arbeiten. Doch „den“
Dienst   leistungssektor gibt es nicht. Grob lässt 
er sich in einen „öffentlichen“ und „privatwirt -
schaft  lich“ organisierten Bereich einteilen. Im
Zu  ge des „neoliberalen Mainstream“ wurden
große Teile des öffentlichen Sektors privatisiert
und dereguliert. Das förderte die private Kon -
kurrenz und höhlte die Solidarität aus.

Im privaten Dienstleistungsbereich veränderte
die Globalisierung ab Mitte der achtziger Jahre
die Wettbewerbsbedingungen. Die Folge waren
immer neue Kostensenkungsrunden durch zu -
neh mende Fremdvergabe und Outsourcing. Da -
bei gerieten die Zulieferer und Unterlieferanten
immer stärker unter Druck.

Die Privatisierungs- und Einsparorgien wirken
sich gravierend auf die Beschäftigungsbedin gun -
gen aus: Das sozialversicherungspflichtige Nor -
mal arbeitsverhältnis erodiert. Vollzeitstellen ver-
schwinden und werden häufig durch Teilzeit- und
Minijobs ersetzt. Rund die Hälfte aller Neu ein -
stellungen im Dienstleistungsbereich erfolgt in -
zwischen nur noch befristet. 

Zudem nimmt die Leiharbeit rasant zu: 2002
waren es durchschnittlich 318.000 Leiharbei -

ter/in   nen, 2010 ist ihre Zahl auf 776.000 ange-
wachsen. Mit der Förderung der „Ich-AG“ ab
2003 durch die Hartz-Gesetze ist der Anteil Solo -
selbstständiger ebenfalls auf sechs Prozent aller
Erwerbs tätigen gestiegen; bei einem Großteil
handelt es sich dabei um Scheinselbstständig -
keit. Darüber hinaus hat der Niedriglohnsektor
erhebliche Ausmaße angenommen: 2010 muss-
ten rund 23 Prozent aller Beschäftigten zu sol-
chen Bedingungen arbeiten. Niedriglöhner ist
man in den alten Bundesländern, wenn man bis
7,13 Euro, in den neuen Bundesländern bis 5,15
Euro pro Stunde verdient.

„Prekarisierung“ steht für die Zunahme von
Arbeitsplätzen, die ungesichert sind und/oder
kein existenzsicherndes Einkommen ermöglichen.
Der Trend geht quer durch alle Dienstleistungs -
branchen. Was das konkret bedeutet, beschrei-
ben wir beispielhaft für den Wissenschaftsbereich
und für Callcenter auf der folgenden Seite.

Die Rahmenbedingungen für ver.di im All ge -
meinen und unsere Fachbereiche im Beson deren
sind also alles andere als einfach. Um Menschen
für uns zu gewinnen, müssen wir sowohl die
äußeren Bedingungen als auch die daraus folgen-
den subjektiven Situationen berücksichtigen. Nur
wenn wir sie überzeugen können, dass die ge -
werk schaftliche Organisierung etwas positiv ver-
ändert, werden sie eintreten und sich engagieren.
Zentral ist es, den Teufelskreis zu durchbrechen,
bei dem die Gewerkschaften sagen, ihr müsst erst
Mitglied werden, damit WIR gemeinsam durch-
setzungsfähig sind – und die Beschäf tigten sagen:
Zeigt erst mal, dass IHR was durchsetzen könnt.

Erfolge sind möglich: Im Wach- und Sicher -
heitsgewerbe gibt es endlich einen Mindestlohn,
auch in der Weiterbildung stehen wir nach jahre-
langen Verhandlungen kurz vor dem Erfolg, und
im Callcenter-Unternehmen Walter Services gilt
nun ein Tarifvertrag. Wo die betriebliche Verhand -
lungsmacht fehlt, kann in bestimmten Fällen auch
gesellschaftlicher Druck aufgebaut werden, wie
die Kampagne für einen gesetzlichen Mindest -
lohn zeigt.

Entscheidend ist: Wir Gewerkschafter/innen
müs  sen Präsenz zeigen. Wo keine Gewerkschaft,
da kein Beitritt. In diesem Sinne: Auf geht’s! W

W Junge leiden an Dauer -
stress und Langeweile 

Zur Situation junger Beschäf -
tigter hat der DGB zum 4. Mal
eine repräsentative  Sonder -
auswertung des Index „Gute-
Arbeit“ durchgeführt. Untersucht
wurde die Situation der Beschäf -
tigten unter 35 Jahren; Auszu -
bildende, Studierende und
Praktikanten sind hier nicht
erfasst. 

Die Ergebnisse sind beängsti-
gend, wenn auch nicht überra-
schend. Fast die Hälfte (47%)
beurteilt das Einkommen als
negativ: 16% verdienen weniger
als 800 Euro brutto, 23% zwi-
schen 800 und 1.500 Euro, 35%
zwischen 1.500 und 2.000 Euro
und nur 27% darüber.

21% sind befristet beschäf-
tigt, weitere 4% sind Leih -
arbeiter/innen und 7% Mini -
jobber/innen (Frauen: 10%).
Besonders negativ zeigt sich die
öffentliche Verwaltung bei den
Befristungen mit 39%. 

70% leisten regelmäßig
Über stunden, bei fast 20% sind
es mehr als 10 Stunden pro
Woche.

56% (Frauen: 61%) haben
den Eindruck, dass der Arbeits -
druck zunimmt.

Insgesamt 70% der Befrag -
ten sagen, dass sie in den ver-
gangenen 12 Monaten mindes -
tens einmal krank zur Arbeit
gegangen sind, fast 50% haben
dies sogar zwei oder mehrere
Male getan. 

Wen wundert es also, dass
schon die „Jugend“ sich gehetzt
und gestresst fühlt, Arbeit und
Freizeit immer weniger von ein -
ander trennt und selbst im
Urlaub nicht abschalten kann.
Zugleich fühlen sich rund zwei
Drittel der jungen Beschäftigten
von ihrer Aufgabe unterfordert
und leiden an der Eintönigkeit
der zu verrichtenden Tätigkeit.
Wahrlich – ein weites Arbeitsfeld
für Gewerk schaften. W

www.dgb-jugend.de/

Hannelore Reiner
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Das Statistische Bundesamt zählt 324.367 Personen als wis -
senschaftliches und künstlerisches Personal an Hochschulen.

Zieht man davon Professor/innen und Lehrkräfte für besondere
Aufgaben ab, die üblicherweise unbefristet beschäftigt sind, blei-
ben rund 275.000 Beschäftigte bzw. 85%, die überwiegend mit
befristeten Arbeitsverhältnissen, Lehraufträgen oder Honorar ver -
trägen zurecht kommen müssen. 

Der gewerkschaftliche Orga ni sationsgrad bewegt sich gegen
Null. Hier muss dringend etwas geschehen, denn diese Gruppe
wächst: Zum einen werden die Hochschulen ausgebaut, zum
zweiten nimmt die Bedeutung von Drittmitteln zu.

Die Ergebnisse einer vor ein paar Jahren durchgeführten ver.di-
Studie über wissenschaftliche Mitarbeiter/innen und Promovie -
rende waren deutlich: Befristungen und Teilzeitarbeit, unbezahlte
Mehr arbeit, fachfremde Tätigkeiten, aber insbesondere auch un -

klare Perspektiven führen zu Unzufriedenheit, fehlender Lebens -
planung und bei Frauen zum Verzicht auf Kinder. Die Studie zeig-
te aber auch: Etwa ein Drittel zeigte sich an Gewerk schaftsarbeit
im Prinzip interessiert und vermisste die konkrete Ansprache.

Die Studie war ein „Startsignal“. In der Folge widmeten sich
Medien, Wissenschaftsorganisationen und Politiker/innen dem
Thema. Erste Gesetzesinitiativen sind in Arbeit. In der Praxis hat
sich bisher jedoch noch nicht sehr viel geändert. Deshalb bleibt
ver.di am Thema dran. Mit dem Projekt „Fairspektive“ wollen wir
wissenschaftlich Beschäftigte dabei unterstützen, ihre Arbeits -
bedin gungen zu verbessern. Wer mehr darüber wissen will, kann
sich in dem Blog www.fairspektive.de informieren oder gleich
im http://forum.fairspektive.de/ zu Wort melden. W

Hannelore Reiner

Fairspektive in der Wissenschaft

Callcenter sind eine junge
Branche: Der Aufschwung

kam mit der Liberalisierung
des Telekommunikations -

sektors. Im Jahr 1998 arbei-
teten dort rund 150.000

Menschen, inzwischen sind
es 500.000. Etwa 6.700 Call-

center gibt es heute
 bundesweit – Tendenz

 steigend. Zu Beginn der
90er Jahre organisierten

viele Unter nehmen ihren
Kunden service um.

Zunächst entstanden
 firmeneigene Abteilungen

oder Subunternehmen – oft
mit dem Ziel, Tarifverträge

auszuhebeln. Außerdem
wurde das Kapazitätsrisiko
außerhalb der Hauptanruf -

zeiten auf die Beschäftigten
abgewälzt. Inzwischen gibt

es immer mehr externe
Dienstleister. Nachdem zu

Anfang kleine und mittlere
Unternehmen die Szene

dominierten, sind bald dar-
auf auch Konzerne in die-
sem Bereich aufgetaucht. 

VON STEPHAN TREGEL

Callcenter gehören faktisch noch zu „tarif -
freien Zonen“. Entsprechend schlecht sind

die Arbeitsbedingungen: Unregelmäßige Arbeits -
zeiten, psychische Belastungen durch „Zwang“
zur Freundlichkeit am Telefon und eine hohe Leis -
tungsdichte kennzeichnen die Arbeit. Stun den -
 löhne von unter 10 Euro sind üblich, an manchen
Standorten gibt es sogar nur 6,50 bis 7 Euro
Grundlohn, der dann durch Leistungs zu schläge
er höht werden kann. 

In solch schwierigem Umfeld ist es dem ver.di-
Fachbereich 13 gelungen, an vielen Stellen Mit -
bestimmungsstrukturen aufzubauen. Vor allem in
den größeren Unternehmen gibt es heute nicht
nur Betriebsräte an den einzelnen Stand orten,
sondern auch auf Ebene des Kon zerns oder Ge -
samt unternehmens. Betriebs gruppen und ge -
werk schaftliche Vertrauensleute existieren teil-
weise ebenfalls. Darüber hinaus konnte ver.di
bereits 2003 bei der Walter Services Holding
 einen Rahmentarifvertrag abschließen. Nach dem
damit ein Marktführer externer Callcenter gebun-
den war, folgte 2009 der erste Entgelt tarifvertrag
der Branche. Für die Beschäf tigten brachte das
deutliche Verbesserungen: Arbeits zeitkonten
senken ihr Prekariatsrisiko, weil Ar beits anfall und
Entlohnung entkoppelt wurden. Die abgesicherte
Grundvergütung liegt nun bei 7,50 Euro für Ein -
steiger und 7,60 Euro nach ei nem halben Jahr.
Insbesondere für die Kolle g/in nen in den neuen
Bundesländern bedeutete dieser Abschluss eine
kräftige Lohn erhöhung.

Umfragen nach dem DGB-Index „Gute Ar -
beit“ sorgten darüber hinaus für mehr Trans pa -
renz. Viele Betriebsräte in der Branche sind inzwi-
schen untereinander vernetzt – Erfolg mehrerer
tarifpolitischer Tagungen, die zum Teil zusammen
mit dem DGB durchgeführt wurden.

https://besondere-dienste.verdi.de/
branchen/ callcenter W

Gewerkschaft lohnt sich: 
Das Beispiel Callcenter
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Bedingungsgebundene Tarifarbeit wird
unter Gewerkschafter/innen durchaus auch
argwöhnisch beäugt. Doch ein Beispiel 
aus der Saarbrücker Wohnungswirtschaft
zeigt: In der Praxis kann sie ein glatter
Erfolg für beide Seiten sein. 

VON BERND LOHRUM 

Irgendwann war die Krise da. Wie in vielen ande-
ren Kommunen auch entstand die Immobilien

Gruppe Saarbrücken aus der Ausgliederung des
städtischen Bestands an Immobilien in ein eigenes
Unternehmen. Und wie in vielen anderen Fällen
auch fand sich das Unternehmen in einer Ge -
mengelage zwischen wirtschaftlichen und ent-
wicklungspolitischen Zielen wieder – einer Situ -
ation, in der niemals eindeutig geklärt war, ob das
Unternehmen nun marktorientiert arbeiten oder
in erster Linie kommunalpolitischen Zwecken die-
nen sollte. Dass das Unternehmen also irgend-
wann „sparen“ musste und wie so oft als erstes
an Stellenabbau gedacht wurde, ist nichts Neues. 

Neu aber war, dass gleich zu Beginn der Krise
der Betriebsrat dafür sorgte, dass ver.di frühzeitig
in alle Gespräche zur Umstrukturierung des Un -
ter nehmens mit einbezogen wurde. Bedin gungs -
 gebundene Tarifarbeit wurde vereinbart: Der Be -
triebsrat verpflichtete sich, aktiv für die Mit glied -
schaft in ver.di zu werben. Die Zielmarke von
mehr als 50 Prozent Mitglieder wurde hierbei ver-
einbart. ver.di versprach im Gegenzug vollen Ein -
satz der gewerkschaftlich zur Verfügung stehen-
den Mittel.

Ein Sanierungstarifvertrag konnte zwischen
den Parteien vereinbart werden. Als ursprünglich
kommunales Unternehmen waren die Kolleg/in -
nen individualrechtlich nach BAT eingestuft; die
Kolleg/innen wollten die Anbindung an den öf -
fentlichen Dienst gerne beibehalten. Auf dieser
Basis suchten Unternehmensleitung, Betriebsrat,
Politik und die beiden verantwortlichen Ge werk -
schaftssekretäre Jürgen Jung und Katja Ruster
zusammen mit der Betriebsrätin Gudrun Mohr
und ihren Kolleginnen und Kollegen nach einver-
nehmlichen Möglichkeiten, das Unternehmen zu
sanieren und auf einer gesunden wirtschaftlichen
Basis weiterzuführen. Ein zunächst drohender
Stel lenabbau wurde durch den Sanierungs tarif -

vertrag vermieden. Die notwendige Reduzierung
der Belegschaft erfolgt über die natürliche Fluk -
tuation im Unternehmen, ein weiterer Perso nal -
abbau findet nicht statt. 

Als Basis für den Sanierungstarifvertrag einig-
ten sich Arbeitgeber und Gewerkschaft auf die
Anerkennung des TVöD. Dabei gelang es ver.di,
die im Betrieb vorhandenen übertariflichen Leis -
tungen nicht in die Regelungen des Sanie rungs -
tarifvertrags fallen zu lassen. So gelang den Tarif -
parteien der Erhalt und die Sicherung eines gan-
zen Unternehmens. Ein solches Ergebnis war nur
zu erreichen, weil in diesem Fall Arbeitgeber, Ar -
beit nehmer, Gewerk schaft und Politik an einem
Tisch gesessen und in gegenseitigem Respekt
nach einer gemeinsamen Lösung der Probleme
ge sucht haben. 

Diese bedingungsgebundene Tarifarbeit wird
zwar unter Gewerkschafter/innen durchaus auch
argwöhnisch beäugt. Doch Saarbrücken zeigt: Sie
kann ein glatter Erfolg für beide Seiten sein. Denn
letztlich kann nur mit einem hohen Organi sa ti -
ons grad auch ein genügend hoher Verhand lungs -
druck gegenüber dem Arbeitgeber aufgebaut
werden. W

Es geht 
auch anders
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Monika Brandl, Vorsitzende des ver.di-Gewerkschaftsrates 

Ich bin der Meinung, dass Gewerkschaftsarbeit eine Arbeit von
„Hand zu Fuß“ ist. Alle Flyer helfen uns allein nicht, Mitglieder zu

werben, wir müssen miteinander reden. Das zeigen auch die Er -
folge während Tarifrunden. Da gibt es ein verbindendes Thema,
über das gemeinsam gesprochen wird, da entsteht Nähe. Diese
Nähe, dieses gemeinsame Gefühl, ist ausschlaggebend, zur Ge -
werkschaft zu gehen. Das ist außerhalb von Tarifrunden natürlich
anders – aber nicht ganz.

Vor Jahren hatten wir auf der Agenda des Bundesfrauenrats das
Thema „Organizing“. Dabei sollen Mitglieder gewonnen und moti-
viert werden, indem deren Themen aufgegriffen und gemeinsam
angegangen werden. Eine Seniorin meinte damals, dieses „Orga -
nizing“ sei ja so wie früher, als der Gewerkschafts-Kassierer zu
ihrem Großvater nach Hause kam, um den Beitrag zu kassieren.
Das wäre ein feierlicher Termin gewesen, bei dem man ein Bier
zusammen trank, die politische Lage in der Gesellschaft und die

politische Lage im Betrieb im Besonderen diskutierte. Das sei für
den Großvater ganz wichtig, seine Meinung sei gefragt gewesen.
Organizing stellt den Menschen in den Mittelpunkt.

So ist meiner Meinung nach auch das Thema „gebundene
Tarifarbeit“ zu sehen, das auch die Menschen in den Mittelpunkt
stellt: Was wollt ihr erreichen, wie wollt ihr es erreichen? Aus sol-
cher Gemeinsamkeit heraus entsteht das Zusammen gehörig -
keitsgefühl, das Menschen in die Gewerkschaft eintreten lässt.

Diese Überlegungen sind sicher nicht abschließend zu sehen,
aber ich bin eine Befürworterin davon, dass Menschen miteinander
reden müssen – mittels welcher Medien auch immer. Im Aus -
tausch stehen, damit etwas Gemeinsames entsteht – wie bei un -
serer gesellschaftspolitischen Kampagne für den gesetzlichen
Mindestlohn. Mittlerweile ist eine große Mehrheit in Deutschland
der Meinung, dass es einen Mindestlohn geben muss!

Es gibt nicht nur ein probates Mittel, es gibt viele, aber sie müs-
sen aufeinander aufbauen, ineinander übergehen. Mit ein ander
reden – das ist aus meiner Sicht das Zauberwort. W

Wie gewinnen wir neue Mitglieder?

Liebe ver.di,

September 2010, ich hatte ein Jahr Ausbildung bei BCD Travel
absolviert, standen JAV-Wahlen an. Bis ich zu BCD Travel kam,
hatte ich ehrlich gesagt noch nicht einmal von diesem Amt

gehört. Aber es schien mir so fort das Richtige zu
sein, dort konnte man sich um Auszu bildende

kümmern und sich für sie einsetzen. Doch
man muss sich auch im Klaren sein, dass

man oft weg ist, seine Kolleg/innen
alleine lässt und evtl. auch an Schul -
tagen fehlt, so dass man dadurch
einer Doppel belastung ausgesetzt ist.
Die Dankbarkeit, die man dafür von
den Azubis bekommt, ist aber all das
wert. Wie in allen Betrieben, sehen 

es viele Arbeits kolleg/innen nicht gerne,
wenn man während der Arbeitszeit etwas

für die JAV macht, vor allem nicht, wenn
um einen herum viel los ist. 

Ich kann das nachvollziehen, da die Kolleg/innen ja nicht
unbedingt mitbekommen, was wir so machen. Aber unsere
Azubis  wissen es und das ist die Hauptsache.

Bei BCD Travel gibt es zehn Betriebsratsregionen mit jeweils
einer JAV. Zurzeit ist allerdings eine Region nicht besetzt. 
Jede JAV entsendet eine/n Vertreter/in zu den GJAV-Sitzungen.
Die GJAV trifft sich einmal im Monat.

Bei den JAVen richten sich die Themen natürlich nach regio-
nalen Schwerpunkten. Sollten Themen besonders knifflig oder
überregional sein, werden diese in die GJAV-Sitzung getragen.
Permanente Themen sind zum Beispiel: Beurteilungsbögen,
Übernahme, Arbeitszeiten, Aktionen von der JAV für Azubis, die
Zusammenarbeit mit den Ausbildern und anderen Kol leg/innen
und vieles mehr. Hat man sehr viele Themen, die immer wieder
behandelt werden, bietet es sich an, entweder Betriebsverein -
barungen oder einen Tarifvertrag abzuschließen. In unserem Fall

können wir stolz darauf sein, einen tollen Tarifvertrag mit Hilfe
der Tarif kommis sion, ver.di und Ute Kittel als Verhandlungs füh -
rerin abgeschlossen zu haben. Unsere Betriebs räte sind immer
nah an ihren JAVen und beschäftigen sich mit ihren Themen,
lassen ihnen aber auch ihre Freiheiten. Alle sechs Wochen findet
eine GBR-Sitzung statt, auf der immer zwei Vertreter der GJAV
teilnehmen.

Als es um die Verhandlung eines Tarifvertrags nur für Azubis
ging, wurde eine Tarif kommis sion aus zehn Mitgliedern gebildet
plus Ute Kittel als Verhandlungsführerin von ver.di. Ich durfte
auch daran teilnehmen. Unsere Azubis haben wir über JA-
Versamm lungen, Flyer oder per Mail stets auf dem Laufenden
gehalten. Die zu behandelnden Themen kamen zum Teil von
den Azubis  selber, aber auch von den Betriebsrät/innen, die ja
schon länger dabei sind und sich natürlich besser mit einigen
Themen auskennen. Ein ganz wichtiger Punkt war auch die
Werbung neuer Mitglieder, denn Tarifverhandlungen sind immer
eine Frage der Macht. 

In unserer Region wurden so viele Mitglieder gewonnen, dass
wir dieses Jahr im Juni ein Sommerfest von ver.di gesponsert
 bekommen. Über den Abschluss sind unsere Azubis so glücklich,
dass jetzt noch viele zu uns kommen und sich bedanken.  
Letztens hat eine Azubine zu mir gesagt: „Jedes Mal, wenn ich
auf meinem Kontoauszug den Posten von ver.di mit dem Satz
„Vielen Dank für deinen Beitrag“ sehe, denke ich mir: Nein, 
ich habe zu danken.“ 

Unsere Auszubildenden haben erkannt, dass man das eine
Prozent Mitgliedsbeitrag mit einem Tarifvertrag doppelt und
dreifach wieder rausholen kann. Oft denke ich dann an  unsere
Verhandlungen zu einem Haustarifvertrag, in denen wir gerade
stecken, und würde mir wünschen, dass sich mehr Leute ein
Beispiel an unseren Azubis nehmen und Mitglied  werden.
Gerade in der heutigen Zeit, in der immer alles schneller gehen
muss, man als Angestellter wirtschaftlicher und profitabler sein
muss, ist es wichtig, eine starke Gewerkschaft hinter sich zu
haben. Vielen Dank ver.di!

SCHWERPUNKT:  D IE  ZUKUNFT  DER  GEWERKSCHAFTEN

Jana Gutsche
(26 Jahre), GJAV-

Vorsitzende
BCD-Travel
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SCHWERPUNKT:  D IE  ZUKUNFT  DER  GEWERKSCHAFTEN

Soziale Netze sind schonungslos. Themen werden hier
 drastisch diskutiert, Probleme offen benannt. Doch das
macht Diskussions plattformen wie Facebook und Co zu -
gleich so interessant für ver.di: Hier können die Gewerk -
schafter/innen unge filtert erfahren, wie über ihre Themen
und Aktionen gedacht wird.

VON BERND LOHRUM

Ob Facebook, Twitter oder XING – soziale Netze sind aus dem
Leben vieler Menschen nicht mehr wegzudenken. Sie steigern

die Ge schwindig keit der Kommunikation zwischen den beteiligten
Akteuren auf ein bisher nicht für möglich gehaltenes Level. Gleich -
zeitig ermöglichen sie den Akteuren, zu allen sie interessierenden
The men ihre Meinung gleichberechtigt und ungefiltert einzubrin-
gen. Oder gleich selbst ein neues Thema anzusprechen, das bei
genügend Inte resse breit diskutiert werden kann.

Das ist ja genau das Medium, was wir als Ge -
werkschaft uns schon immer gewünscht haben,
könnte man glauben. Endlich können wir
direkt, in Echtzeit und ungefiltert mit den
Menschen unsere Themen diskutieren und
sind nicht mehr darauf angewiesen, so
manchen unserer Standpunkte zerpflückt
und bis zur Unkenntlichkeit verändert in
der Presse wiederzufinden.

ver.di hat daher neben der offiziellen
Inter netpräsenz www.verdi.de und dem
Mit  glieder netz www.mitgliedernetz.verdi.
de auch auf Facebook eine Plattform zu bieten:
www.facebook.com/verdi.2.0 heißt sie und  
wird von einem Kollegen in Berlin betreut.

Anders als auf einer relativ behäbigen Inter net-Präsenz kommt
es hier regelmäßig zu Dis kussionen zu den verschiedensten
Themen, die durch aus auch deutlicher im Ton ausfallen können.
Mancher fühlt sich an eine virtuelle Be triebs versammlung ohne Ein -
lasskontrolle erinnert, wenn Themen, Diskussionsteilnehmer und
Aussagen analysiert werden.

Das ist durchaus von Nutzen für die Organi sation. Erfährt sie so
doch ungeschminkt und ungefiltert, welche Themen mit welchem
Tenor diskutiert werden. Diese Diskussions platt formen sind eine Art
virtuelle Stammtische, an denen jeder mitreden kann, darf und will
– unabhängig davon, ob und welche Vor kenntnisse zum Dis kus -
sionsstoff vorhanden sind. ver.di erfährt hier auch ganz dras tisch,
welches An sehen sie in der Wahrnehmung mancher Men schen
genießt oder wie Themen bewertet werden, die den haupt- und
ehrenamtlichen Kol leg/in nen wichtig sind.

Soziale Netzwerke sind schonungslos. Ver meint liche wie auch
echte Schwachstellen werden direkt, manchmal auch drastisch be -
nannt. Und natürlich tauchen auch immer Patent rezep te auf, die
vorgeblich die einzig rich tige Lö sung zu einem Problem beschrei-
ben. Dass dabei der Ton manchmal etwas zu ruppig wird, gehört zu
den weniger angenehmen Seiten eines solchen Netzwerks.

Allerdings: Die Vorteile von Facebook und Co wiegen die Nach -
teile auf. Doch ist das wirklich so? Welche Ziele können wir mit die-

sen Hilfs mitteln erreichen?

Soll eines der Ziele sein, interessierten Men -
schen unsere Sicht auf die Dinge darzustellen,

so kann das in erster Linie über unsere eige-
ne Web präsenz verdi.de erreicht werden.
Dort haben wir volle Kontrolle über die ver-
öffentlichten Meinun gen, nur dort können
wir sicher sein, dass das, was wir transpor-
tieren wollen, auch unverändert beim
Adressaten ankommt. 

In den sozialen Netzen hingegen wird
eine Aussage von ver.di zu einem bestimmten

Thema eher als Diskussionsgrundlage verstan-
den, die in vielen Fällen akzeptiert und unterstützt,

viel häufiger aber auch infrage gestellt werden kann.
Dabei besteht immer die Gefahr, dass sich eine solche

Diskussion auch gegen uns wenden kann und die eigenen Thesen
niedergeschrien werden können. 

So braucht gerade die Präsenz einer Organi sation in den sozia-
len Netzen eine feinfühlige, aber stets ansprechbare Moderation,
die die The men der Diskutant/innen ernst nimmt, die Dis kus -
sionen steuert und nie den Eindruck er weckt, Zensur ausüben zu
wollen. Damit steht und fällt die Außenwirkung eines solchen
Enga ge ments.

So sind die sozialen Netze zwar eine Chance, weite Kreise 
zu erreichen, die Gewerk schaftsthemen bisher eher uninteressiert
gegen über standen. Es bedarf aber einer permanenten intensiven
Be  treuung, da jedermann mitdiskutieren kann, darf und soll. W

Virtueller
Stammtisch

Gefällt mir
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Um Studierende für ver.di zu interessieren, erscheint Orga niz -
ing ebenfalls als geeignetes Mittel. Zunächst müssen einige

geeignete Standorte identifiziert werden. Wo Studierende Miss -
stände an ihrer Hochschule aufzeigen, sollten wir sie motivieren,
sie mit gewerkschaftlicher Unterstützung anzugehen. Die Themen
können vielfältig sein und von Arbeitsbedingungen studentischer
Beschäftigter über schlechtes Mensa-Essen bis hin zu mangelhaf-
ter Ausstattung von Lehre und Forschung reichen. Die Initiative
geht dabei von aktiven Studierenden aus – ver.di bietet sowohl
Unter stützung in den Bezirken an als auch eine bundesweite Ko -
ordi nation.

Sind erst einmal eine Reihe Projekte an einzelnen Hochschulen
gelaufen, gilt es Bedingungen für Erfolg und Misserfolg zu reflek-

tieren. Desto häufiger ver.di sichtbar beteiligt ist, desto breiter
dürfte die Mitglieder- und Aktivenbasis für die ver.di-Stu die ren -
denarbeit werden. Darauf aufbauend können wir dann die Grup -
pen bundesweit vernetzen und auch größere Projekte angehen.
Dazu zählen mit Sicherheit die Forderung nach einem bundes -
weiten Tarifvertrag für studentische Beschäftigte, eine ge rechtere
Stu dien finanzierung und bessere Studien bedingun gen.

Erste kleinere Organizing-Projekte im studentischen Bereich
gibt es bereits. Sie werden häufig von Studierendenausschüssen
an den Hochschulen (ASten) durchgeführt. Viel leicht bewährt es
sich so oder so ähnlich auch in der ver.di-Stu die rendenarbeit. W

Florian Hillebrand

Studierende überzeugen

SCHWERPUNKT:  D IE  ZUKUNFT  DER  GEWERKSCHAFTEN

Ob Azubis, dual
Studierende, Fachkräfte,

Teilzeitbeschäftigte, prekäre
Jobber/innen oder

Praktikant/innen – junge
Leute befinden sich in
 vielen Beschäftigungs -
verhältnissen. Sie alle

 sollten wir im Blick haben.
Wenn wir sie für ver.di

begeistern können, werden
sie in einigen Jahren das

Bild unserer Gewerkschaft
und unserer Fachbereiche

prägen. Doch wie erreichen
wir sie? Warum interessie-

ren sie sich so wenig für
Gewerkschaftsarbeit? Und

was interessiert sie? Eine
eindeutige Antwort darauf

gibt es leider eben so
wenig wie einen Master -
plan. Gerade deshalb ist 

der Organizing-Ansatz so
 vielversprechend. 

VON ANDRÉ KRETSCHMAR

Im Fachbereich 13 in Hamburg
orientieren wir uns an Leit -

linien. Erstens versuchen wir her-
auszufinden, was die Themen
der jungen Menschen im Ar -
beits alltag sind. Zweitens fragen
wir uns, welche Rolle die Ge -
werkschaft dabei spielen kann.
Und schließlich suchen wir den
persönlichen Kontakt. Ken nen
wir die Probleme und Kon flikte
im Betrieb, können wir den jun-
gen Kolleg/innen ein Ange bot
zur Kooperation ma chen: Nicht
stellvertretend für sie, sondern
ge meinsam mit ihnen wollen wir
nach Wegen suchen. Das be deutet zugleich, Ge -
werk schaft für sie konkret erfahrbar zu machen.
ver.di ist nicht nur die Organisation, die ihre
Arbeits- und Lebens bedingungen verbessern hilft,
sondern ihr eigenes Netzwerk, das sie selbst ge -
stalten können. 

Es macht keinen Sinn, den jungen Kolleg/in -
nen vorschreiben zu wollen, welches Thema sie
betrifft bzw. welches Problem sie haben sollen.
Ihre Themen müssen uns die Jugendlichen,
Azubis und jungen Be schäftigten selbst mitteilen.

Unserer Erfahrung nach ist dafür nichts besser
geeignet als das persönliche Gespräch.

Die Unterstützung der ver.di-Aktiven im Be -
trieb und der Betriebs- oder Personalräte ist dafür
unabdingbar. Sie kennen die betriebliche Situa -
tion, sind vor Ort und als Kolleg/innen in erster
Linie Vertrauenspersonen. Bei uns im Fach bereich
ist daraus die Idee gereift, alle betrieblichen Ak -
teure, die einen Jugendbezug haben oder auf-
bauen wollen, an einen Tisch zu holen. Oben -
drauf gehören bei den Treffen ebenso die „Best
practice“-Beispiele wie Misserfolge. W

Wie Organizing junger
Menschen funktioniert
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Junge Menschen sehen am besten,
wo ihre Schuhe drücken
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eine umfassende Beratung Mitglied werden müssen und sich
außerdem viele Probleme nur angehen lassen, wenn man sich
organisiert. 

In den letzten Jahren haben die Gewerkschaften insgesamt
Mitglieder verloren. Was tun gegen diesen Trend?

Bei den Erwerbstätigen hat ver.di seit Jahren mehr Eintritte
als Austritte. Austritte gibt es vor allem dann, wenn sich die
Lebenssituation grundlegend ändert: Im Übergang vom Arbeits -
leben in die Rente, bei Verlust des Arbeitsplatzes und Eintritt in
die Arbeitslosigkeit. Da ist es wichtig, den Kontakt nicht ab -
reißen zu lassen und zu zeigen, was ver.di bei stark reduziertem
Beitrag auch für RentnerInnen und Arbeitslose erreicht. Da
haben wir durchaus einiges vorzuweisen.

Zum Beispiel?

Wir helfen beim Harz-IV-Bezug und wir haben erfolgreich
Unrecht bei Praktika und Rentenabsenkung bekämpft, um nur
einige Beispiele zu nennen. Der Zuspruch für die Gewerk -
schaften wächst wieder. Und das ist gut. Jetzt gilt es vor allem,
unsere Präsenz in den Betrieben weiter zu verbessern.

Wie kann das gelingen?

Ganz wichtig ist, dass Mitglieder auf neue Kolleginnen und
Kollegen im Betrieb zugehen und sagen: Ich bin ver.di. ver.di 
ist Gewerkschaft. Gewerkschaft ist wichtig, gerade auch bei
betrieblichen und persönlichen Problemen. Das geht aber nicht
von allein, sondern braucht dich, und dich, und dich.

Weil es ohne Mitglieder an Durchsetzungskraft fehlt?

Genau. Da ist jede und jeder gefragt, mit der Entscheidung
zum Beitritt die Gewerkschaften stärker zu machen. So lassen
sich Arbeitnehmerinteressen am besten bündeln. So gewinnen
wir gemeinsam an Kraft und gemeinsam kann dann auch
 entschieden werden, wo es lang geht. So wie jetzt wieder in der
Tarifrunde des öffentlichen Dienstes. Dort gibt es keinen Tarif -
abschluss ohne vorherige Mitgliederbefragung. In ver.di ent-
scheiden die Mitglieder über Annahme oder Ablehnung von
Tarifabschlüssen. Auch die, die noch in der Ausbildung sind. Sie
alle machen ver.di stark und sie sollen entscheiden, was ihre
Gewerkschaft macht. So stellen wir uns das in ver.di vor und
danach handeln wir. W

Wie soll ver.di attraktiver für die junge Generation werden?

Frank Bsirske: ver.di ist schon heute ziemlich attraktiv für
junge Leute. Seit der Gründung hatten wir jedes Jahr mehr Ein-
als Austritte. Gegenwärtig gibt es 107.000 Mitglieder, die
 jünger sind als 27 Jahre. Interessanter als die reinen Zahlen ist
aber die Frage, ob und wie sich die Mitglieder aktiv einbringen –
und da sind wir auf einem sehr, sehr guten Weg. Egal ob es um
klassische Betriebs- und Tarifarbeit oder um gesellschafspoliti-
sche Themen wie „Dresden nazifrei“ geht – überall engagieren
sich junge ver.di-Mitglieder ehrenamtlich.

Gibt es Punkte, wo ver.di noch besser werden kann?

Durchaus. Zum Beispiel in der Art, wie wir kommunizieren.
Gerade die Jugend ist da Vorbild. Für die ist der Umgang mit
dem Internet total normal: Informationen abrufen, Feed-back
geben, diskutieren. Die ver.di-Jugend ist schon lange dabei.
Auch bei facebook. Gerade überarbeiten wir ihren Internet -
auftritt.

Und bei der inhaltlichen Arbeit?

Hier haben wir in den vergangenen Jahren vor allem die
Aus weitung des Ausbildungsplatzangebotes in den Vordergrund
gerückt. Es fehlten ja zehntausende von Ausbildungsplätzen
jedes Jahr. Die Übernahme nach der Ausbildung hatte erst die
zweite Priorität. Im erlernten Beruf arbeiten und Erfahrungen
sammeln zu können ist aber wichtig. Deshalb rücken wir die
Übernahme nach erfolgreicher Ausbildung jetzt zunehmend in
den Mittelpunkt unserer Forderungen. So zum Beispiel im
öffent lichen Dienst von Bund und Kommunen. Dort haben wir
jetzt faktisch die unbefristete Übernahme per Tarifvertrag sichern
können. Das wollen wir auch auf andere Bereiche übertragen.

In den letzten Jahren haben sich auch Studierende in ver.di
organisiert. Welches Angebot gibt es für diese Gruppe?

Die ver.di-Jugend hat zusammen mit der DGB-Jugend das
Beratungsprojekt „Students at work“ aufgebaut. Da können sich
Studierende hinwenden, wenn sie irgendein Problem mit dem
Job haben. Wie sieht es aus mit Urlaub? Krieg ich Geld, wenn
ich krank bin? Darf mich meine Chefin einfach so feuern? 
Und natürlich sind Praktika ein wichtiges Thema. In unseren
Campus-Offices bekommen Studierende auf jeden Fall eine Erst -
information – aber auch den deutlichen Hinweis, dass sie für

Interview mit dem 
ver.di-Vorsitzenden

Frank Bsirske 

„Wir galten
als veraltet – 
jetzt sind wir
vorneweg“

SCHWERPUNKT:  D IE  ZUKUNFT  DER  GEWERKSCHAFTEN
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Kein Abschluss 
ohne Anschluss

Den Beruf Fachangestellte für Medien- und
Informationsdienste gibt es schon seit
1998. Doch von Anfang an verfolgte ver.di
das Ziel, die duale Erstausbildung in
Biblio theken, Archive und Dokumen ta tions -
 einrichtungen durch eine offiziell aner-
kannte Weiterqualifizierung zu ergänzen.
Denn nur so lässt sich verhindern, dass die
Beschäftigten in einer beruflichen Sack -
gasse landen. Eine solche Aufstiegs -
möglich keit bietet nun die Einführung der
Weiterbildungsprüfung für den Abschluss
Fachwirtin/Fachwirt für Medien- und
Informationsdienste in der Bundes -
verwaltung. 

VON LOTHAR ZINDEL

Die Aufgaben in Archiven, Bibliotheken und
Dokumentationseinrichtungen unterliegen

ei nem starken Wandel und sind in den vergange-
nen Jahren immer komplexer geworden. Dem
trägt der neue Abschluss Rechnung. Ent spre -
chend anspruchsvoll ist auch das Curriculum der
berufsbegleitenden dreijährigen Fortbildung. 

In der Abschlussprüfung müssen die angehen-
den Fachwirte und Fachwirtinnen für Medien-
und Informationsdienste Qualifikationen für die
gehobene Funktionsebene nachweisen. Neben
juristischen Kenntnissen über ihr Berufsfeld sollen
sie auch über Grundlagen, Struktur und Ent -
wicklung des Informationswesens Bescheid wis-
sen. Darüber hinaus lernen sie, wie Bibliotheken,

Archive und Dokumentationseinrichtungen zu
organisieren, zu managen und zu betreiben sind.
Auch die Erschließung unterschiedlicher Medien -
arten steht auf dem Lehr- und Prüfungsplan. Und
schließlich geht es natürlich auch darum, wie die
Einrichtungen für verschiedenen Nutzergruppen
am besten zugänglich gemacht werden können.

Die zuständige Stelle für die Prüfungsregeln 
ist laut Berufsbildungsgesetz das Bundes ver -
waltungs amt. Es eröffnet Tarifbeschäftigten im
Archiv-, Bibliotheks-, und Dokumentationswesen
der Bundesverwaltung nun erstmals die Möglich -
keit, den qualifizierten Weiterbildungsabschluss
zu erwerben. Interessenten gibt es offenbar ge -
nug, wie das zuständige Bundesinnenministe rium
durch Umfragen festgestellt hat.

Gegenwärtig laufen Gespräche mit potenziel-
len Anbietern einer „Pilot“-Qualifizierungs maß -
nahme. Konkrete Informationen darüber gibt es
zwar noch nicht. Doch es ist zu hoffen, dass der
erste Kurs Anfang 2013 starten kann.

Die ver.di-Kolleginnen und Kollegen im Be -
rufsbildungsausschuss beim Bundesverwal tungs -
amt haben mit ihrer Initiative einen wichtigen
Schritt geschafft, Beschäftigten in Bibliotheken,
Archiven und Dokumentations einrichtungen eine
berufliche Entwicklungsperspektive jenseits lauf-
bahnrechtlicher Vorschriften zu ermöglichen. Die
Weiterbildungsqualifikation kann erworben wer-
den, ohne dass die Teilnehmer/innen wie bei
einem Vollzeitstudium aus dem Beruf aussteigen
müssen. W

FACHWIRT  FÜR  INFORMATIONSDIENSTE

M E L D U N G E N

W Gesundheitsschutz 
für Friseure

Im Rahmen des sozialen
Sektoralen Dialoges zwischen
der UNI Europa (hair & beauty)
und coiffure EU wurde eine
Europäische Rahmenverein -
barung über den Schutz von
Gesundheit und Sicherheit in der
Friseurbranche verabschiedet.
Viele Jahre wurde daran gearbei-
tet, einen einheitlichen Mindest -
standard für das Friseurhand -
werk in Europa zu vereinbaren.
Kernthemen sind der Umgang
mit Arbeitsstoffen, Produkten
und Werkzeugen, Schutz der
Haut und Atemwege genauso
wie Fragen zum Mutterschutz
und präventiven Gesundheits -
schutz. Die Rahmenvereinbarung
soll europäische Richtlinie wer-
den und damit von den Mit -
glieds staaten der EU verbindlich
umgesetzt werden müssen.

W Etwas mehr Geld 
für Bildung

Deutschland hat 2010 etwas
mehr Geld ausgegeben für
Bildung, Forschung und Wissen -
schaft als zuvor. Dank mehrerer
Sonderprogramme stiegen die
Ausgaben um 4,3 Prozent auf
234,5 Milliarden Euro. Gemessen
am Bruttoinlandsprodukt lag der
Anteil weiter bei 9,5 Prozent,
teilte das Statistische Bundesamt
in Wiesbaden mit. Bund und
Länder haben versprochen, die-
sen Anteil bis 2015 auf 10 Pro -
zent zu steigern.

W Darf der Bund mehr
zahlen?

Ob der Bund künftig auch
dauerhaft „Einrichtungen der
Wissenschaft“ und nicht nur
„Vorhaben“ finanzieren kann, ist
noch unklar. Zwar liegt ein ent-
sprechender Gesetzentwurf vor.
Doch zu dessen Verabschiedung
bedarf es einer Zweidrittel -
mehrheit sowohl im Bundestag
als auch im Bundesrat. Der
Opposition im Bundestag geht
der Vorschlag der Bundes -
regierung nicht weit genug.
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Endlich gibt es auch in
Archiven Aufstiegschancen 
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Öger Tours, der Pionier und Spezialist für
Türkei-Reisen, ist wenig innovativ bei den
Arbeitsbedingungen. Das will die Beleg -
schaft gemeinsam mit ver.di nun ändern.
Anfang Juni wurden Tarifverhandlungen
gefordert.

VON UTE S. KITTEL

Jetzt beginnt die Urlaubszeit. Viele informieren
sich in Reisebüros, wo es denn hingehen könn-

te. Der Sommerurlaub ist den Deutschen und in
Deutschland Lebenden heilig. Sonne, Sommer,
Strand und mehr? Wer sich für eine Reise in die
Türkei oder den Orient interessiert, stößt früher
oder später auf einen bekannten Veranstalter mit
langer Tradition: ÖGER TOURS GmbH. Bereits
1969 gründete Vural Öger den Nurflugdienst
TÜRK TUR in erster Linie für seine Landsleute, die
in Deutschland als Gastarbeiter tätig waren. 1982
kam die ÖGER TOURS GmbH in Hamburg hinzu;
ein Pionier für Pauschalreisen aus Deutschland in
die Türkei. Mehr als vierzig Jahre nach der Grün -
dung der ÖGER GROUP ist klar, dass ÖGER längst
für alle Türkeireisenden, egal welcher Nationali -
tät, zu den besten und beliebtesten Reise veran -
stal tern gehört. 

Seit 2010 gehört der Hamburger Reise veran -
stal ter nun zur Thomas Cook AG, dem zweitgröß-

ten Reisekonzern in Deutschland. Wie immer bei
solchen Übernahmen wurden Synergien gesucht.
Es wurde in einem rasanten Tempo umstrukturiert
mit Personalabbau als Folge. Mehr als fünfzig
Prozent des Personals wurden in Hamburg binnen
kürzester Zeit entbehrlich gemacht. Heute sind
nur noch knapp sechzig Mitarbeiter bei ÖGER
TOURS beschäftigt.

Doch wie sieht es hinter den Kulissen aus?
Kaum vorstellbar, dass eine so bekannte Marke,
eingebettet in einen so bekannten Konzern, kei-
nen Tarifvertrag für seine Beschäftigten hat.
Weder geregeltes Urlaubs- noch Weihnachtsgeld,
dafür aber eine 40-Stunden-Woche und Gehälter,
die bis zu vierzig Prozent unter den branchen -
üblichen Gehältern liegen (im Vergleich zum
Flächen  tarifvertrag Touristik). 

ver.di fragte deshalb im Januar nach, wie
lange die Beschäftigten das noch aushalten wol-
len und ob sich etwas ändern sollte. Die Antwort
war deutlich, mehr als sechzig Prozent der Mit -
arbeiter/innen organisierten sich binnen vier
Wochen und forderten ver.di auf, ihre Interessen
zu vertreten. Anfang Juni konnte so die Ge -
schäfts führung zu Tarifverhandlungen aufgefor-
dert werden. So funktioniert Mitmach gewerk -
schaft. W

M E L D U N G E N

W Klausur BTK Touristik
23. bis 25. Juli: Klausur der

Bundestarifkommission (BTK)
Touristik (Fläche) im ver.di BBZ
Clara Sahlberg. Die BTK trifft sich,
um Fragen rund um den seit
2010 fehlenden Tarifab schluss im
Touristikbereich zu diskutieren. 
Es geht darum, Alterna tiven zu
finden, die Durch  set zungsmacht
und Mobilisie rungsfähigkeit zu
erhöhen und sich auf eine
gemeinsame Strate gie festzu -
legen: Festhalten am Flächen -
tarif vertrag oder Aus steigen?

W BCD verhandelt weiter
Bei den Tarifverhandlungen

für den Geschäftsreiseanbieter
BCD Travel Germany wurden
 bisher keine Ergeb nisse erzielt,
da die Arbeit geber seite ein
 besseres Zeitmanage ment will,
um flexibler die Arbeitszeit der
knapp 2000 Be schäf tigten zu
händeln. Warum dies notwendig
ist, konnte jedoch bisher nicht
nachgewiesen werden. Die
Arbeitgeber haben um eine
Unterbrechung der Verhand -
lungen bis zum 30. Juli gebeten.

W Mindestlohn Touristik
Der Präsident des Bundes -

verbandes der Deutschen
Tourismuswirtschaft, Klaus
Läpple, lehnt einen Mindestlohn
für die Branche ab. Hintergrund
ist die Forderung der Bundes -
tagsfraktion der Grünen nach
einem Branchen-Mindestlohn
angesichts von mehr als 800.000
geringfügig Beschäftigter insbe-
sondere im Gastgewerbe. Der
seit 2010 nachwirkende Flächen -
tarifvertrag für die Beschäftigten
der deutschen Veranstalter,
Reise büros und Geschäftsreise -
anbieter bekommt immer mehr
den Charakter eines Mindest -
lohn tarif vertrages. Der zuständi-
ge Arbeitgeberverband verwei-
gert sich allerdings Verhand -
lungen ohne verschlechternde
Rege lungen. ver.di meint: Eine
expandierende Branche mit
erkennbarem Fachkräftemangel
kann man so nicht behandeln.

TOURIST IK

Mach mit

Zum ersten Mal bot der ver.di-Landes fach -
bereich 13 unter der neuen Leitung von

Andrea Becker am 14. Mai in Düsseldorf den
Betriebsrät/innen der touristischen Betriebe an,
sich gemeinsam zu informieren und zu diskutie-
ren. Novum auch deshalb, weil die Betriebsräte
sich kaum kennen, da es sich bei den „Kol -
leg/innen“ immer auch um die handelt, die bei
den Mitbewerbern arbeiten. Also barg dieses
Angebot auch das Restrisiko, ob es angenom-
men wird.

Aber es war ein erfolgreicher Tag für alle
beteiligten 22 Kolleg/innen, die aus den Be -
reichen Veranstalter, Reisebüro und Ge schäfts -
reise, mit und ohne Tarifbindung, mit und ohne
aktuelle Tarifrunden kamen. Themen, die alle

verbindet, sind die Forderung der Arbeitgeber
nach immer niedrigeren Grund gehältern und
immer mehr leistungsbezogenen Kompo nen -
ten, die Zunahme psychischer Er kran kungen wie
Burn-out sowie der bisher  fehlende Tarifab -
schluss für die Fläche. Die Betriebsrät/innen der
Geschäftsreiseanbieter wiesen auf die fehlenden
tariflichen Regelungen ihrer Sparte hin.

Die Gründung eines Betriebsrätenetzwerkes
wurde diskutiert. „Wir müssen uns mehr ver-
bünden“, sagte ein Kollege. „Es ist ein gutes Ge -
fühl zu wissen, dass man mit seinen Pro ble men
nicht alleine ist und Unterstützung erhält.“ W

Mehr Informationen: Andrea.Becker@verdi.de

Ute Kittel

Auf gute Zusammenarbeit
Auftakt: Betriebsrätekonferenz Touristik in Nordrhein-Westfalen
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S T U D I E R E N D E

W Deutschland -
stipendium floppt

Das von Bundesbildungs -
ministerin Annette Schavan 
2011 eingeführte „Deutschland -
stipendium“ wird kaum genutzt.
Von den zur Verfügung stehen-
den 36 Millionen Euro sind in
diesem Jahr bisher nur 5,5
Millionen ausgegeben worden –
ein erheblicher Teil davon für
Werbung. Das Programm stand
von Anfang an in der Kritik: 
Das Stipendium in Höhe von 
300 Euro sollen leistungsstarke
Studierende bekommen – unab-
hängig von der sozialen Bedürf -
tigkeit. 150 Euro kommen vom
Staat, 150 Euro soll ein privater
Sponsor dazugeben, den die
Hochschule organisieren muss.
Genau daran mangelt es offen-
bar. Nach Plänen von Schavan
sollen 160.000 Stipendiaten
gefördert werden. Selbst wenn
das gelänge, wären es weit
weniger als ein Prozent der
Studierenden.

W Kaum Hilfe für
Behinderte an Hoch -
schulen 

Eine von den Deutschen Stu -
dentenwerken in Auftrag gege-
bene Studie an 160 Hochschulen
brachte Erschreckendes ans
Licht: Behinderte oder chronisch
erkrankte Studierende erhalten
kaum wirksame Unterstützung.
Als besonders große Hürde für
diesen Personenkreis erweisen
sich die straffen Zeitpläne, die im
Rahmen der Bologna-Reformen
eingeführt wurden.

Nur 40 Pro zent gaben an,
dass Dozent/innen auf ihre
Bitten Rück sicht nehmen.
Psychische und somatische
Krankheiten seien weit verbrei-
tet, viele Betroffene litten an
Geldmangel, weil sie nicht job-
ben könnten, berichteten die
Forscher/innen. Die Studenten -
werke hatten 15.000 Betroffene
durch das Wiener Institut für
Höhere Studien befragen lassen. 

Gesetze werden von demokratisch  ge -
wählten Institutionen erarbeitet – so die
Theorie. Das Hochschulfreiheitsgesetz in
Nordrhein-Westfalen wurde zwar von der
früheren schwarz-gelben Regierung in
Düsseldorf verabschiedet. Die Inhalte aber
hat die Bertelsmann-Stiftung geliefert.

VON FLORIAN HILLEBRAND

Als einer der weltgrößten Informations- und
Dienstleistungskonzerne prägt Bertelsmann

seit vielen Jahren die Politik in unserem Land ent-
scheidend mit. Gerade im Bildungsbereich gibt es
dafür zahlreiche Beispiele. Das Hochschul frei -
heits gesetz ist nur eines von vielen. In seiner Folge
wurde die staatliche Kontrolle an Hochschulen in
Nordrhein-Westfalen zurückgefahren und die
demokratische Kultur der Hochschulen einge-
schränkt. Wolfgang Lieb, Autor der Nach denk -
seiten, brachte seine Kritik auf der ver.di-Stu -
dierendenkonferenz im Mai auf den Punkt:
„Bertels mann hat nicht nur Meinungsmacht, son-
dern auch Gestaltungsmacht, die weit über den
Einfluss von Verbänden, Kirchen oder sogar
Parteien hinausgeht.“ 

Wie aber schafft das Unternehmen aus
Gütersloh das? Offiziell sind Bertelsmann AG und
-Stiftung getrennt – tatsächlich aber eng verfloch-
ten. Weil die Stiftung als „gemeinnützig“ gilt, be -
kommt sie die Dividenden aus der Bertelsmann
AG steuerfrei und bezahlt damit Studien oder die
Erarbeitung von Textvorlagen für Gesetze. „Wie -
so aber finanziert die Allgemeinheit eine Insti -

tution, deren politische Ausrichtung maßgeblich
durch den Stifter geprägt wird und die zu eigenen
Guns ten politischen Einfluss nimmt?“ kritisierte
Lieb.

Die Bertelsmann-Stiftung zielt darauf ab, den
staatlichen Einfluss zu schmälern und betriebs-
wirtschaftliche Perspektiven in alle Politikbereiche
einzuführen. Bei ihr selbst klingt das dann so:
„Eine über den Wettbewerb hergestellte Effizienz
als Steuerungsinstrument an Stelle von Mit be -
stimmung und demokratischer Gestal tung.“ 

Die Forderung, der Bertelsmann-Stiftung die
Ge meinnützigkeit abzuerkennen, gewann kürz-
lich neuen Schwung durch das Buch von Thomas
Schu ler „Bertelsmann Republik Deutschland –
Eine Stiftung macht Politik.“

Auch die Hans-Böckler-Stiftung und der DGB
halten gegen eine von Bertelsmann geprägte
Republik – zum Beispiel mit dem Leitbild „Demo -
kratische und Soziale Hochschule“. Wie wichtig
es für die Be ein flussung der öffentlichen Meinung
ist, gewerkschaftliche Forderungen durch wissen-
schaftliche Studien zu untermauern, betonte
auch Wolfgang Lieb auf der Konferenz der ver.di-
Studierenden. Darüber hinaus forderte er dazu
auf, undemokratische Entscheidungswege auf -
zu  decken und die hintergründigen Interessen von
Lobby  organi sationen zu entlarven. Organisatio -
nen wie die Bertelsmann-Stiftung stellten ihre
Positionen als alternativlos oder sogar gesell-
schaftlichen Kon sens dar. Aufgrund großer
Finanz mittel können sie entsprechende Studien
beauftragen und die gewünschten Ergebnisse an -
schließend auf breiter Linie publik machen.

Wir in ver.di haben zwar nicht so
viel Geld, doch aus unserer tagtägli-
chen Gewerk schafts arbeit entschei-
dende Punk te, die uns attraktiv
machen und deshalb selbstbewusst
auftreten lassen sollten: Wir kämp-
fen für eine Gesellschaft, die den
Men schen in den Mittelpunkt stellt
und nicht die Konzerne. Deshalb
sollte es uns auch leichter fallen,
Mit  streiter/innen zu finden. Auf
Dauer dürfte unsere Strategie nach-
haltiger sein als eine teure Lobby -
organi sation, die mit PR-Millionen
Einfluss zu nehmen versucht. W

Bertelsmänner
ausbooten
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H O C H S C H U L E N

W Studierende fordern
Taten statt Worte

Das studentische „Netzwerk
Nachhaltigkeitsinitiativen“ for-
dert die Hochschulleitungen auf,
den eigenen Ankündigungen
Taten folgen zu lassen. Im Jahr
2010 hatten die Hochschul -
rektoren konferenz und die
Deutsche UNESCO-Kommission
gemeinsam erklärt, dass Hoch -
schulen sich für eine nachhaltige
Entwicklung einsetzen sollten
und müssten. Außerdem hatte
das Bundesbildungsministerium
das Wissenschaftsjahr „Zu -
kunfts projekt Erde“ ausgerufen.

Doch bisher sind das leere
Bekenntnisse, kritisieren die
Studierenden aus allen Teilen der
Republik. „Konkrete Bemühun -
gen sind nach wie vor nur von
Vorreiterinstitutionen zu erken-
nen.“ Die studentischen Nach -
haltigkeitsinitiativen fordern, 
den Nachhaltigkeits gedanken in
Lehre, Forschung und betrieb -
lichem Management zu ver -
ankern. 

W Bekenntnis zur öffent-
lichen Finanzierung von
Europas Hochschulen 

In Bukarest fand Ende April
eine Konferenz zum Bologna-
Prozess statt, bei dem es um
eine Vergleichbarkeit europä -
ischer Hochschulen und Studien -
gänge geht. Zum einen wurde
verabredet, auch bisher nicht
beteiligte Länder stärker anzu-
sprechen und in die gemein -
samen Entwicklungen einzube-
ziehen. 

Zum anderen verabschiedete
die Versammlung immerhin ein
klares Bekenntnis zu einer
öffentlichen Finanzie rung des
Hochschulsektors. Da so etwas
noch nie Bestandteil eines
Communiqués im Rahmen des
Bolognaprozesses gewesen ist,
fanden Beobachter/innen das
insbesondere vor dem Hinter -
grund der aktuellen Finanzkrise
durchaus beachtlich und be -
merkenswert.

Die Prognosen für die aktive Arbeitsmarkt -
politik im Jahr 2012 waren düster. 
Jetzt ist das erste Halbjahr um – Zeit für
eine Zwischenbilanz. 

VON MAREN KALTSCHMIDT

Der Monatsbericht der Bundesagentur für Ar -
beit belegt, dass in diesem Mai 21 Prozent

weniger Menschen an einer arbeitsmarktpoliti-
schen Maßnahme teilnahmen als ein Jahr zuvor.
Berechnungsgrundlage sind sowohl die Empfän -
ger/innen von Arbeitslosengeld I als auch Hartz-
IV-Bezieher/innen.

Gesunkene Arbeitslosenzahlen? Ja, schon. Der
Monatsbericht vermeldet hier jedoch nur einen
Rückgang von 4 Prozent. 

Entspannung auf dem Ausbildungsmarkt? Auf
jeden Fall. Es gibt in diesem Jahr 6 Prozent mehr
betriebliche Ausbildungsplätze. Allerdings hat die
Zahl der Ausbildungssuchenden ebenfalls zuge-
nommen, nämlich um 4 Prozent.

Diese Zahlen rechtfertigen den oben genann-
ten Rückgang also keinesfalls. Der steht außer-
dem im Widerspruch zum allerorten beschwore-
nen Fachkräftebedarf. Letzterer müsste zu einem

Ausbau der beruflichen Weiterbildung führen,
doch auch hier sanken die Teilnehmerzahlen um
20 Prozent. Die Zahl der Arbeitnehmer/innen, die
im Rahmen des Förderprogramms WeGebAU mit
einer Qualifizierung anfingen, sank sogar um 72
Prozent. Das Programm ist zugeschnitten auf
Älte re und Geringqualifizierte in kleinen und mitt-
leren Unternehmen. 

Mit alledem geht die aktive Arbeits markt -
politik also an der aktuellen Situation vorbei. Sie
produziert neue Arbeitslose und „Aufstocker“,
denn die Beschäftigung in der Weiterbildungs -
branche wird den Teilnehmerzahlen folgen. Erste
Bildungsträger haben bereits Insolvenzanträge
ge stellt. Die sinkende Nachfrage erhöht außer-
dem den Preis druck. Die Unternehmen sind ihm
schon in den vergangenen Jahren vornehmlich
durch Ge halts senkungen begegnet – eine ein -
fache Lösung in einer Branche mit einem Be -
fristungs anteil von ca. 50 Prozent. 

Der Sommer, währenddessen ein Großteil der
Arbeitsverträge bei den Bildungsträgern durch
Frist ablauf endet, wird zeigen, wie weit die
Arbeit geber gehen. Auch mit betriebsbedingten
Kündi gungen ist zu rechnen. Und sicher wird par-
allel der Anteil der Soloselbstständigen wieder
steigen. W

Anfang dieses Jahres bekamen die Leiter der
Museen, Museumsverbände, Stiftungen

und Gedenk stätten Post: Der Arbeitskreis Volon -
tariat des Deutschen Museumsbundes (DMB)
lud sie ein, die Initiative „Vorbildliches Volon -
tariat“ zu unterstützen. Konkret ging es darum,
die Empfeh lungen des „Leitfadens für das wis-
senschaftliche Volontariat am Museum“ zu
unterschreiben. Den hat der DMB zusammen
mit dem International Council of Museums
(ICOM) erarbeitet. Ziel der Initiative ist es, Stan -
dards für die Arbeitsbedingungen von Volon tä -
ren durchzusetzen.

Über 180 Unterschriften sind inzwischen ein-
getroffen; sie sind auf der Homepage des Ar -
beits  kreises veröffentlicht. Damit bekennen sich
die Verantwortlichen, den Nachwuchs an ge -

Unterstützung für Museums-Nachwuchs

Fatales Sparen 
an der Weiterbildung

mes sen qualifizieren zu wollen. Das wissen -
schaft liche Volontariat ist keine gesetzlich gere-
gelte Berufs aus bil dung, derzeit aber der meist
genutzte Weg für den Berufseinstieg in Museen.
Die Volontäre haben in der Regel ein abge-
schlossenes Hochschulstudium und sind häufig
sogar promoviert. In Deutsch land existieren
mehr als 6.000 Museen, die derzeit weit über
500 Volontäre beschäftigen. Die Rückmeldung
auf die Initiative ist ein guter Start – aber der
Weg zu gemeinsamen und hochwertigen Stan -
dards für die Qualifizierung des Museums nach -
wuchses ist noch weit. W

Janine Uhlemann

http://www.museumsbund.de/de/fach-
gruppen_arbeitskreise/volontariat_ak/
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W SNT Deutschland
Bei dem Callcenter-

Dienstleister SNT Deutschland
AG standen in diesem Jahr
Wahlen für den Aufsichtsrat an.
Auf der sechsköpfigen Arbeit -
nehmer/innenbank war ver.di
neben den internen Vertreter/in -
nen bisher mit einem Sitz bei
den Gewerkschafts vertreter/in -
nen präsent, ein Sitz fiel an eine
andere Gewerkschaft. Die konti-
nuierliche Arbeit der vergange-
nen Jahre hat sich ausgezahlt:
Bei der Wahl im Mai konnte
ver.di beide Sitze der Gewerk -
schafts vertreter/innen erringen.

W Tarifverhandlungen bei
walter services

Mit einer Umfrage zu den
Regelungen im Rahmen tarif ver -
trag (RTV) und den Forde rungen
zum Entgelttarifvertrag (ETV)
wurde die diesjährige Tarifrunde
bei walter services eingeläutet.
Im Forderungspaket ist ein tarif -
licher Mindestlohn von 8,50 Euro
ebenso enthalten wie Forderun -
gen zur Urlaubsverlän gerung,
Einführung einer Sonderzahlung,
Verbesserung von Freistellungen
und neue Regelungen zur
Entgelt fortzah lung. 

Der Arbeitgeber sagte nach
Bekanntwerden des Forderungs -
paketes der ver.di-Tarifkommis -
sion den ersten Verhandlungs -
termin zunächst ab. Bei einem
Spitzengespräch und in einem
ersten Verhandlungstermin
 wurden dann die unterschied -
lichen Auffassungen deutlich.
Der Arbeitgeber verwies auf das
Gesamtumfeld der Callcenter-
Branche und eine schwierige
wirtschaftliche Situation, die
keine Kostensteigerungen zu -
ließen. Die Verhandlungen gehen
weiter. W

Ulrich Beiderwieden

CALLCENTER

Kein Buch mit 
sieben Siegeln 

Wer in Tarifverhandlungen geht, sollte sie
kennen: die wirtschaftliche Lage des eige-
nen Unternehmens. Betriebsrät/innen aus
Callcentern ließen sich von ver.di darüber
informieren, wie man an Informationen zu
ökonomischen Daten herankommt. 

VON HELGE BIERING UND 
ULRICH BEIDERWIEDEN

Wie kommen Betriebsrät/innen an Infor -
mationen und Daten zur wirtschaftlichen

Lage heran? Was ist der Wirtschafts ausschuss?
Welche gesetzlichen Möglichkeiten hat dieser z.B.
in Unternehmen der Callcenter-Branche? Diese
und noch weitere Fragen haben Betriebsrät/innen
bei einem Seminar vom 23. bis 27. April in Berlin
gestellt.

Beantwortet wurden die Fragen von den
Referenten mit einem tiefen Blick ins Betriebs -
verfassungsgesetz (BetrVG) und dem Austausch
von praktischen Erfahrungen aus dem Alltag der
anwesenden Seminarteilnehmer/innen.

Schaut man in das Betriebsverfassungsgesetz,
so findet man dort entsprechende Regelungen 
im § 106 und folgende. Diese schreiben in allen
Unternehmen mit in der Regel mehr als 100 stän-
dig beschäftigten Arbeitnehmer/innen einen
Wirtschaftsausschuss vor. Dieser hat dann die
wirtschaftlichen Angelegenheiten mit dem Ar -
beit  geber zu erörtern und anschließend den
Betriebs rat (Gesamtbetriebsrat) umfassend zu
unterrichten.

Rege wurde der Erfahrungsaustausch im
Seminar genutzt: Wie, wofür und insbesondere
welche Daten sind für den Wirtschaftsausschuss

wichtig, welche Daten sind wann zu übergeben,
kann man Einsicht in die Kundenverträge nehmen
sowie Fragen zur Beratung mit dem BR/GBR und
dem Arbeitgeber zur Bilanz bzw. zum Ge -
schäftsbericht wurden gestellt.

Die wichtigsten Empfehlungen eines Prak -
tikers lauten: „Gute Vorbereitung ist alles, Daten
und Zahlen hinterfragen, eigene Aufzeichnungen
machen, guten Kontakt zu den Betriebsräten und
den Beschäftigten halten.“

David Erdmann von walter services ergänzt:
„Wir haben gute Erfahrungen mit dem Abschluss
einer Betriebsvereinbarung zur Unterrichtung des
Wirtschaftsausschusses gemacht. In der BV wur-
den mit dem Arbeitgeber Art, Umfang und
Zeitpunkt der Unterrichtung vereinbart. Schon die
Verhandlungen zur BV haben dazu beigetragen,
den Arbeitgeber für das Thema zur sensibilisieren
und ihm viele seiner Pflichten erstmals bewusst zu
machen.“

Aktuell geht es der Callcenter-Branche gut bis
sehr gut, neueste Zahlen sprechen von bis zu
520.000 Beschäftigten, das Branchenwachstum
liegt bei über 4,5 Prozent und die diesjährige
Messe Call Center World verzeichnete eine
Rekordbeteiligung bei Aussteller/innen und Be -
sucher/innen. Eine aktuelle Studie „Service
Center 2015“ der Hochschule für Wirtschaft und
Technik (HTW) des Saarlandes bescheinigt der
Branche „rosige Aussichten“.

So sieht auch die Entwicklung bei einigen
Unternehmen/Konzernen der Branche aus, die in
den letzten Jahren ihre Geschäftsfelder stark aus-
geweitet haben: Umsatzzahlen wurden kräftig
gesteigert und die Zahl der Beschäftigten haben
sich nahezu verdoppelt. W
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W Mindestlohn bei
Prosegur seit 1. Januar 

Der Sanierungstarifvertrag bei
Prosegur (ehem. SecurLog) wurde
zum Ende des vergangenen
Jahres abgelöst. Damit erhalten
alle Beschäftigten seit 1.1.2012
die in der Branche gezahlten
Entgelte nach dem Mindestlohn-
TV für den Geld-Wert bereich. Da
durch Haustarif verträge in Pots -
dam und Mün chen die Ent gelte
bereits über dem Mindest lohn -TV
liegen, erhalten die Beschäftigten
bereits heute die Stufe 3 des
Mindestlohn tarif vertrages. Mit
der Entgelt abrech nung Juli 2012
bekommen die Münchner zudem
eine Sonder zahlung in Höhe von
500 Euro. Neben der Anwendung
des Mindestlohn tarifvertrages bei
Prosegur konnte eine Beschäfti -
gungs sicherung bis Ende 2013
vereinbart werden und dass alle
befristeten Beschäf tigten minde-
stens 12 Monate zu beschäftigen
sind. Prosegur ist seit dem 1. Mai
2012 wieder Mit glied des Arbeit -
geber verban des BDGW. W

Hans-Peter Kilian

W Betriebsgruppe DER
So etwas hat schon lange

gefehlt: eine ver.di-Betriebs grup -
pe Berlin-Brandenburg beim DER.
Der Arbeitgeber mit seiner Teile-
und-Herrsche-Tour, mit seinem
Leistungsdruck und Aus ein ander -
dividieren der Belegschaft sorgt
dafür, dass das Klima in den
Filialen für Mit arbei ter/innen und
sogar Kund/innen gestört wird.
Das wird unter anderem daran
deutlich, dass in den Gehalts -
tarifverhandlungen keine Ergeb -
nisse auf den Tisch kommen. Mit
den so genannten Ein malzahlun -
gen, die wiederum an „Leistungs -
kriterien“ geknüpft werden, wird
der Keil in die Be legschaft immer
tiefer getrieben. Wir sagen unse-
rem Betriebs rat Ost und dem GBR
Danke für ihre Beschlussfassung
zu den Einmal zahlungsabsichten
der Ge schäfts leitung. W

i.A. Hagen Weinberg, VL

WACHSCHUTZ

Den neuen Bundesmantelrahmen tarif -
vertrag für Sicherheitsdienstleistungen
abzuschließen, war alles andere als ein-
fach. Doch mehr herauszuholen war nicht
möglich. Nun gilt es, die verbliebenen
Baustellen bei den kommenden Verhand -
lungen in den Ländermanteltarifen und 
bei den Mindestlohnverhandlungen auf
Bundesebene zu verbessern.

VON HANS-PETER KILIAN�

Die Auseinandersetzung um den neuen Bun -
desmantelrahmentarifvertrag (BMRTV) ist

nun beendet. Aufgrund der starken ehrenamtli-
chen Einmischung ist es gelungen, den Arbeit -
gebern weitere sechs Monate bei der Befristung
von Arbeitsverhältnissen abzuringen. Die sach-
grundlose Befristung ist um sechs Monate länger
als die gesetzliche.

Hier die Knackpunkte des neuen Tarifwerks im
Detail:�

§ 1 Geltungsbereich: Herausgenommen
wur den der Geld-Wertbereich und der Bereich
Aviation, die nun ihren eigenen Manteltarif ver -
trag verhandeln. Wir wünschen den Kolleg/innen
viel Erfolg, Kraft und Ausdauer dabei.�

§ 2 Begründung und Beendigung des
 Arbeitsverhältnisses/Kündigungsfristen/Be -
fris tun gen: Die automatische Beendigung des
Arbeits verhältnisses für erwerbsgeminderte Per -
sonen entspricht nicht den Anforderungen an
eine gemeinsame Arbeitswelt, auch wenn dies für
Betriebe mit mehr als 15 Mitarbeiter/innen relati-
viert wird.�

3. Kündigungsfristen: In der Probezeit wur -
de die Kündigungsfrist verdoppelt auf vier Tage.
In den ersten zwei Jahren verlängerte sich die
Kündigungsfrist von 14 auf 21 Tage zum Schicht -
ende und vom 3. bis 5. Jahr auf einen Monat zum
Monatsende.

4. Befristung:�In der Befristung ist die Länge
von 42 Monaten auf 30 Monate abgesenkt, mit
zweimaliger Verlängerung und der Mindestdauer
der ersten Befristung von 12 Monaten – dennoch
konnte die gesetzliche Regelung mit maximal 24
Monaten Befristung nicht erreicht werden. Bisher
waren Kündigungen bei Befristungen nur bei
Fehlverhalten der/des Beschäftigten möglich.
Warum bei diesen Kündigungsfristen überhaupt
noch eine Befristung?�

§ 4 Allgemeine Bestimmungen: 2. Im 12-
Stunden-Dienst mit zwingendem Anteil Arbeits -

bereitschaft von einem Drittel werden nur noch
Kurzpausen unter 15 Minuten bezahlt. Wo blei-
ben hier Arbeitszeitgesetz, Pausenregelung und
Mit bestimmung durch den Betriebsrat?�

§ 6 Arbeitszeit: Es ist zwar zu begrüßen, dass
die Regelarbeitszeit in Stufen bis 2016 auf 228
Stunden abgesenkt wird, aber die Höchst arbeits -
zeit von 208 Stunden nach EU-Verordnung konn-
te noch nicht durchgesetzt werden.�

5. Arbeitszeitkonten können auf betrieblicher
Ebene oder standortbezogen eingerichtet werden. 

Bei Fehlen eines Betriebsrates können indivi-
dualrechtliche Abreden vereinbart werden. Hier
müssen Mechanismen gefunden werden, die die
Einhaltung der tarifvertraglichen Vorschriften
sicher stellen.�Man kann nur erahnen, welche
Rege  lungen künftig in betriebsratslosen Betrieben
getroffen werden könnten. 

An der Gültigkeit bestehender Ländermantel -
tarif verträge ändert sich durch den Abschluss des
BMRTV nichts. Sind sie nicht gekündigt, so gelten
sie weiter. Bei Kündigung befinden sie sich in der
Nachwirkung für ver.di-Mitglieder. Die Länder sind
nun aufgefordert, ihre Ländermanteltarifverträge
aufzukündigen, entsprechende Verhandlungen zu
beginnen, um etwa die Kündigungsfristen zu ver-
bessern. Musterbeispiele dazu könnten die Tarif -
verträge für das Baugewerbe oder die Gebäude -
reinigung sein. Dazu ist aber Stärke und Zuwachs
von ver.di-Mitgliedern zwingend erforderlich.
Wünschens wert wäre es gewesen, dass die Ar -
beits zeiten für Teilzeitbeschäftigte konkret gere-
gelt worden wären: Es fehlt nach wie vor die
Festlegung für Teil zeitbeschäftigte von Mindest -
stunden. Es fehlt eine Regelung der Arbeitsbereit -
schaft. Der Arbeits- und Gesundheitsschutz muss
zukünftig stärker eine Rolle spielen und sich in
Tarifverträgen weitaus verbessert wiederfinden
(Stichwort Gute Arbeit). Eine Mitgliedervorteils -
rege lung wäre wünschenswert gewesen, dafür
müssen wir aber noch stärker werden.�Im kom-
menden Herbst stehen wieder Mindestlohnver -
hand lungen an. Hier hat uns der ver.di-Bundes -
kongress eine starke Vor lage gegeben. Diese gilt
es zu erfüllen. Wir brauchen eine Vielzahl neuer
Mitglieder, um diese Hürde zu bewältigen. Der
Bun desfachgruppen vor stand wird Größe und
Struktur der Bundes tarif kommission (BTK) auf sei-
ner nächsten Sitzung be schließen. Schon jetzt soll-
ten sich aktive Ge werk schaftsmitglieder darauf
vorbereiten, in Mit gliederversammlungen ihre TK-
Mitglieder zu wählen, entsprechend zu unterstüt-
zen und für die notwendige Rückkopplung aus
den Betrieben zu sorgen. W

Auf ein Neues
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W Steuern auf
Forschung?

Bei Betriebsprüfungen in
zwei Forschungsinstituten der
Helmholtz-Gesellschaft im ver-
gangenen Jahr reklamierten 
die Steuerprüfer, dass diese sich
Umsatzsteuer vom Finanzamt zu
Unrecht erstatten ließen. Die
Einrichtungen seien keine Unter -
nehmen, da sie überwiegend
Grundlagenforschung betreiben.
Nur bei „produkt naher“ Anwen -
dungsforschung gibt es eine
Umsatzsteuer befreiung. Sollte
diese Einschätzung Bestand
haben, drohen den 17 Helmholtz-
Zentren Rückforde rungen von
mehreren Hundert Millionen
Euros. Allein das DLR in Köln
könnte mit 300 Millionen
 betroffen sein.

W Innovationsstandort D
Deutschland ist nach 

An sicht der Expertenkommission
Forschung und Innovation (EFI)
führend im internationalen
Wettbewerb. Die Forschungs -
förderung der Bundesregierung
habe auch Privatunternehmen
veranlasst, mehr in Forschung
und Entwicklung (F+E) zu inves -
tieren. 2010 flossen 70 Milliar -
den Euro öffentliche und private
Mittel in F+E, was 2,82 Prozent
des Bruttoinlands produkts (BIP)
entspricht.
www.e-fi.de

W Neuer HRK-Präsident
Neuer Präsident der

Hochschulrektorenkonferenz
(HRK) ist seit dem 1. Mai Prof.
Dr. Horst Hippler. Er löst Prof. Dr.
Margret Wintermantel ab, die
seit Jahresanfang Präsidentin des
DAAD ist. Horst Hippler ist seit
2009 Präsident des Karlsruher
Instituts für Technologie (KIT),
welches aus der Fusion des ehe-
maligen Karlsruher Forschungs -
zentrums und der Universität
Karlsruhe entstanden ist.
Außerdem ist er Präsident von
CLUSTER, einem Konsortium
europäischer technischer
Universitäten.

F O R S C H U N G

Lasst uns Studierende beschäftigen! Gegen
diese Aufforderung ist an sich nichts einzu-

wenden; schließlich brauchen viele Studierende
einen Job. Doch der Hintergrund ist weder
soziale Für sorge für Arbeitssuchende noch der
Wunsch, den Arbeitsdruck für die Beschäftigten
im Stu den ten werk zu mindern. Vielmehr wollte
ein Mensaleiter aus Leipzig auf diese Weise die
sinkenden Landes  zuschüsse kompensieren. Die
wurden in den vergangenen zehn Jahren bereits
um 53 Prozent gekürzt – und das, ob wohl hier
immer mehr Menschen studieren. Stan den den
sächsischen Studen ten werken früher 135,18
Euro pro Student/in zur Verfügung, sind es
heute nur noch 44,96 Euro. Der Bundes durch -
schnitt liegt gegenwärtig bei 75 Euro.

Gespart wurde und wird an den Personal -
kosten. So wächst der Anteil der Beschäftigten
in der Entgeltgruppe 1. ständig. Frei werdende
Stellen werden derweil nur verzögert neu
besetzt und dann häufig in Teilzeit. Seit Anfang

Leere Töpfe in Sachsens Mensen

UMGANG MIT  STAATSGELD

Krebsgeschwür Profit

Jahrzehntelang forschten die Uniklinik Heidel -
berg, das Deutsche Krebsforschungs zentrum

und das Helmholtzzentrum für Schweri onen -
forschung (GSI) mit öffentlichen Mitteln. Das
Ergebnis: Eine hochwirksame Behandlungs -
metho de für tiefliegende Krebstumore – beson-
ders im Hirnbereich. Keine Operation, höchste
Heilungschancen, kaum Nebenwirkungen.

Die Lizenzen zum Bau mehrerer Anlagen er -
warb Siemens. Die Firma hatte Gelegenheit ge -
habt, beim Bau der Ionenstrahl-Therapie-Klinik

der Uni Heidelberg und vom GSI zu lernen, wie es
geht. Die Anlage in Heidelberg funktioniert seit
zwei Jahren mit hoher Präzision. Im vergangenen
Jahr wurden bereits 600 Patient/innen behandelt.
Das brachte jedoch noch keinen Gewinn; dafür
muss das Verfahren weiter optimiert werden.

Siemens baute auch je eine Klinikmaschine in
Marburg und Kiel; Letztere wurde bereits demon-
tiert. Durch Fehler in der Entwicklungsphase und
falsche Abschätzung möglicher Patientenzahlen
sah man nur noch finanzielle Verluste. Peter
Löscher, Gerhard Cromme und Josef Ackermann
vom Siemens-Vorstand und -Aufsichtsrat be -
schlos sen, die Partikeltherapie ganz aufzugeben. 

Die Anlage in Marburg ist seit November von
den Behörden voll für die Heilbehandlung zu -
gelassen, Personal wurde eingestellt, eigentlich
könnte es sofort losgehen. Aber die private
Rhön klinik (ehemals Uniklinik Gießen/Marburg)
und Siemens winken ab: Kurzfristig keine Ge -
winne in Aussicht. „Ein Skandal sondergleichen!“
schimpft Andreas Schlossarek, Betriebs rats vor -
sitzender beim GSI in Darmstadt. „Die be triebs -
fertige Anlage in Marburg muss zur Heilung der
Patienten genutzt werden – das gebietet schon
der Respekt vor den Krebs kranken!“ W

des Jahres müssen die Kolleg/innen außerdem
mehr für ihr Essen zahlen. Die Studierenden
werden durch Erhöhung der Semesterbeiträge
verstärkt zur Kasse gebeten.

Dennoch wird es Ende des Jahres in Leipzig
ein Minus von 600.000 Euro in der Kasse der
Mensen und Cafeterien geben. Die sächsischen
Geschäftsführer/innen gehen an die Öffentlich-
keit und werben für höhere Landeszuschüsse.
Sollten Sie keinen Erfolg haben, muss das Ange -
bot reduziert werden. Studierende als billige
Lückenbüßer einzusetzen ist jedenfalls auch
keine Lösung: Es widerspricht dem geltenden
Tarifrecht. 

In Leipzig arbeiten in ver.di organisierte Kol -
leg/innen und Studierende eng zusammen für
eine Trendwende, die Beschäftigten und Stu die -
renden gleichermaßen nützt. W

Sonja Buchterkirchen und
Hans-Jürgen Schulz
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Operationen haben noch einen anderen
Sinn, als Konzernkassen zu füllen 
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H I N T E R G R U N D

Lehrkräfte für besondere
Auf gaben (LfbA) sind
Angehörige des wissenschaftli-
chen Perso nals, die überwiegend
in der Lehre beschäftigt sind. Die
Bezeichnung kann in den Hoch -
schulgesetzen der Länder vari -
ieren. In jedem Fall sind sie nicht
über den Tarifvertrag eingrup-
piert, sondern über Richtlinien
der Arbeit geberseite, der Tarif -
gemeinschaft der Länder (TdL).
Das führt beispielsweise zu der
Eingrup pie rung von Lehrkräften
mit Hoch schulabschluss – in der
Praxis auch häufig promoviert –
an ostdeutschen Fachhoch -
schulen in die Gruppe E 11. Auch
die Tabellenabsenkung wie im
nebenstehenden Artikel hat ihren
Ursprung in diesen Eingruppie -
rungs richtlinien. 

Die seit nunmehr drei Jahren
von GEW und ver.di geführten
Verhandlungen zur Aufnahme
der Lehrkräfte in den Tarif blie-
ben bisher ohne Erfolg.

BAG-Urteil zum Wissen -
schafts  zeit vertragsgesetz
• Leitsatz 1: „Das Wissen -

schaftszeit ver tragsgesetz be -
stimmt seinen persönlichen
Geltungsbereich eigenständig.“

• Leitsatz 2: „Zum ‚wissen-
schaftlichen Personal’ nach § 1
Abs. 1 Satz 1 WissZeitVG
gehört derjenige Arbeitnehmer,
der wissenschaftliche Dienst -
leistungen zu erbringen hat.“

Aktenzeichen 7 AZR 827/09. 
Voller Wortlaut des Urteils unter:
http://juris.bundesarbeits
gericht.de

Die Arbeitsgruppe Hochschulen
beim Bundesfachbereichs -
vorstand Bildung, Wissenschaft
und Forschung hat sich in einem
Kommentar ausführlich zum
 Urteil geäußert:
http://biwifo.verdi.de➔ Hoch -
schule ➔Wissenschaftszeit ver -
tragsgesetz

HOCHSCHULEN

Stell dir vor, du liest jeden Monat auf
 deiner Gehaltsabrechnung den Bescheid
„Tabellenabsenkungsbetrag Lehrer“ – und
plötzlich sagt dir dein Arbeitgeber, dass
diese Gehaltsabsenkung ab sofort nicht
mehr gilt. Ja mehr noch – du kannst sogar
eine rückwirkende Erstattung beantragen.
Ein Wunder? Nein. Tatsächlich geht es 
dem Arbeitgeber nämlich um etwas ganz
anderes: Er will dein Recht auf unbefristete
Beschäftigung umgehen.

VON MARIKA FLEISCHER

Im Einzelnen: Kollege L. ist über Mittel aus dem
Hochschulpakt (HSP) an einer Universität als

„Lehrkraft für besondere Aufgaben“ (LfbA) ange-
stellt (siehe rechts). Als Befristungsgrund nennt
sein Arbeitsvertrag Paragraph 2 Absatz 1 des
Wissenschaftszeitvertragsgesetzes – die so ge -
nannte „Qualifizierungsbefristung“. Vor kurzem
hat L. nun erfahren, dass das Bundes arbeits ge -
richt im Juni 2011 zu der Erkenntnis kam, dass die
Anwendung dieses Befristungs grundes auf „Lehr -
kräfte für besondere Auf gaben“ rechtswidrig ist.
(siehe rechts) Folgerichtig stellte er einen Antrag
auf Entfristung seines Arbeitsvertrages. 

Die Antwort seines Arbeitgebers überraschte
ihn: Der hält seinen befristeten Arbeitsvertrag für
rechtskonform und begründet das mit wenig
überzeugenden und zum Teil sogar eindeutig fal-
schen Angaben – und krönt das im letzten Satz
durch das eingangs zitierte Angebot, womit der
tariflich relevante Status als LfbA de facto aufge-
hoben würde. Die Wahl zwischen einem minima-
len Plus von ca. 60 € brutto monatlich und einem
unbefristeten Arbeitsvertrag andererseits ist Herrn
L. nicht sehr schwer gefallen – er fordert jetzt 
sein Recht auf einen unbefristeten Arbeitsvertrag
vor Gericht ein. Mit der Weigerung, die gültige
Rechtsprechung anzuwenden, schiebt die Uni -
versität die Entscheidung nun Richtern zu. 

Andere Hochschulen versuchen das Urteil zu
umgehen, indem sie ihre Lehrkräfte gegen eine
minimale Absenkung der Lehrbelastung zur
Promotion „verpflichten“ – ein Vorgehen, das be -
herzte Betroffene hoffentlich ebenfalls bald
gerichtlich überprüfen lassen. Eine dritte Variante
ist der Rückgriff auf die sachgrundlose Befristung

laut Teilzeitbefristungsgesetz, also maximal 2-
Jahres-Verträge. Nur das eigentlich Naheliegende,
die unbefristete Beschäftigung von LfbA, Lek to -
ren, Wissenschaftlichen Mitarbeitern mit Schwer -
punkt Lehre (Vielfalt der Bezeichnungen dank
Föde ralismus reform), wird nur widerstrebend
prak tiziert.

Warum tun die Universitäten sich das an –
wenig aussichtsreiche Gerichtsverfahren, Un -
frieden innerhalb des Personals, Dispute mit den
Personalräten? Ist es Ignoranz, Bosheit, Unwillen?

Zugegebenermaßen stecken die Universitäten
in einem Dilemma: Die politische Vorgabe lautet,
dass unbefristete Stellen im wissenschaftlichen
Mittelbau die Ausnahme sein sollen. Die An wen -
dung des BAG-Urteils auf laufende Verträge, ins-
besondere bei Beschäftigten über HSP-Mittel,
führt zu einem ungeplanten – und ungewollten –
erhöhten Anteil von unbefristet Be schäftigten. In
den Stellenplänen und Perso nalmitteln sind keine
entsprechenden Beträge eingeplant – und von
außen gibt es bisher keine Unterstützung.

Gefordert sind jetzt die Hochschulpakt-Partner
Bund und Länder und alle hochschulpolitischen
Akteure. Es wäre ein guter Anlass, die Per so nal -
politik im Wissenschaftsbereich insgesamt zu
überdenken. ver.di fordert seit langem einen sta-
bilen, bedarfsgerecht unbefristet beschäftigten,
wissenschaftlichen Mittelbau an Hoch schulen
und Universitäten. W

Klares Urteil – und zahl-
reiche Ausweichversuche
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Gerichtsentscheide wiegen 
in der Realität manchmal wenig 
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TAR IFE  DER  LÄNDER

Eingruppierung
abgeschlossen

W Abschluss beim SoVD
Beim Sozialverband Deutsch -

land (SoVD) konnte folgender
Abschluss erreicht werden: Die
Beschäftigten erhalten eine
Einmalzahlung von 360 Euro für
die Monate Mai bis Oktober
2012, ab 1. November 2012 eine
Erhöhung um 2,4 Prozent und 
ab 1. Januar 2014 um weitere 
1,6 Prozent. Die Auszubildenden
erhalten eine Einmalzahlung von
100 Euro, die Ausbildungsver -
gütungen werden ab November
2012 auf 570, 620 sowie 675
Euro erhöht sowie ab 1. Januar
2014 auf 580, 630 sowie 690
Euro. Der neue Gehaltstarifver -
trag hat eine Laufzeit bis 31.
Dezember 2014. Bis zu diesem
Zeitpunkt wurde auch der
Manteltarifvertrag unverändert
wieder in Kraft gesetzt, der von
der Arbeitgeberseite gekündigt
worden war. Weitere Details
unter: https://besondere-
dienste.verdi.de/branchen/
parteien/sovd W

Ulrich Beiderwieden

W Tarifrunde beim 
DGB-Rechtsschutz

Höhere Beitragseinnahmen
der Einzelgewerkschaften bedeu-
tet mehr Geld für den DGB und
mehr Geld für die DGB Rechts -
schutz GmbH. Gleichwohl ziert
sich Letzere in der laufenden
Tarifrunde. Ihr erstes Angebot
sieht eine Erhöhung der Tabel len -
gehälter um 1,3 Prozent bei einer
Laufzeit von 12 Monaten bzw.
alternativ von durchschnittlich
2,15 Prozent bei einer Lauf zeit
von 16 Monaten vor. Die ver.di-
Tarifkommission bewertete das
Angebot als völlig unzureichend
und enttäuschend. Es passe nicht
in die tarifpolitische Landschaft.
Insbesondere werde es aber der
ökonomischen Potenz des Unter -
nehmens nicht gerecht. Gute
Arbeit habe ihren Preis, auch in
einem  Gewerk schaftsunter -
nehmen. Druckauf bau wird also
 vonnöten sein, auch in einem
Gewerk schafts unternehmen. W

Gerd Denzel

M E L D U N G E N

Eine Hürde ist genommen: Endlich ist ein
Teil der 2009 begonnenen Verhandlungen
mit den Ländern über die Eingruppierung
abge schlossen. Zwar lag die prinzipielle
Einigungen über Tätigkeitsmerkmale und
das Lohngruppen verzeichnis schon im
Frühjahr 2011 vor.
Die Abstimmung des  vollständigen Textes
 erforderte dann aber noch eine Weile. Zum
1. Januar 2012 trat der Änderungs tarif ver -
trag Nr. 4 zum TV-L dann endlich in Kraft. 

VON NORBERT KONKOL

Um herauszufinden, was das konkret für den
einen oder die andere bedeutet, gibt es nicht

nur gedruckte Fassungen der neuen Entgelt ord -
nung. Für die Computer der ver.di-Sekretär/in nen
wurde dafür ein „EGO-Rechner“ erarbeitet. Da -
mit lässt sich bei Bedarf ein Vergleich der An -
sprüche aus dem alten und dem ab 1. Januar
2012 geltenden Eingruppierungs recht vornehmen,
um anzuschätzen, ob sich ein Antrag auf Ein -
gruppierung gemäß des neuen Vertrags lohnt.
Entsprechende Unterlagen zur Vorbereitung eines
solchen Checks gibt es in den ver.di-Bezirks stel -
len; sie müssen ausgefüllt zur Beratung mitge-
bracht werden.

Die jetzt vereinbarte Entgeltordnung führt
dazu, dass im Eingruppierungsrecht der Länder
drei Gruppen zu unterscheiden sind: Das sind

zum einen die am 31. Oktober 2006 übergeleite-
ten Beschäftigten. Zur zweiten Gruppe zählt, wer
zwischen dem 1. November 2006 und Ende 2011
dazukam. Neueingestellte und Höhergruppierte
ab dem 1. Januar 2012 zählen zur dritten Grup pe. 

Wer einen Arbeitsvertrag aus der Zeit vor Ende
2011 hat, bleibt in der Regel wie bisher eingrup-
piert – es sei denn, er oder sie steigt auf oder
beantragt bis Ende 2012, nach dem neuen Tarif -
recht behandelt zu werden. Ruht das Arbeits -
 verhältnis in dieser Zeit zum Beispiel wegen
Erziehungsurlaubs, beginnt die Frist nach Wieder -
aufnahme des Arbeitsverhältnisses zu laufen.

Wichtigste inhaltliche Verbesserung sind so -
fortige Aufstiege in den Entgeltgruppen 2 bis 8.
Für die Kollegen/innen in der Verwaltung, Fremd -
sprachenspekretär/innen, für Bafög-Sach bear bei -
ter/innen, Erzieher- und Kinder pfleger/in nen und
staatlich geprüfte Techniker/innen und technische
Assistenten/innen bedeutet das in vielen Fällen
Einkommenserhöhungen von gut 60 bis knapp
200 € pro Monat.

Wer Tätigkeiten ausübt, die eine mindestens
dreijährige Berufsausbildung nach dem Berufs bil -
dungsgesetz voraussetzen, landet heute mindes -
tens in der Entgeltgruppe 5. Hiervon profitieren
beispielsweise Laboranten/innen oder Werk stoff -
prüfer/innen. Auch Fachangestellte für Medien-
und Informationsdienste (FaMis), die entspre-
chende Tätigkeiten ausüben, sind mindestens in
Entgeltgruppe 5 eingruppiert. Das bedeutet im
Schnitt ein Plus von 80 € im Monat. Dagegen ste-
hen die Eingruppierungsmerkmale für Beschäf -
tigte in der Datenverarbeitung noch aus.

Abschlüsse an ausländischen Hochschulen
wer  den anerkannt, wenn sie von den zuständi-
gen Landesbehörden dem deutschen Hochschul -
abschluss gleichgestellt sind. 

Teil I der Tarifeinigung mit den Ländern aus
dem Jahr 2009 ist damit abgeschlossen. Nun geht
es weiter mit Teil II: Die Verhandlung über die Er -
probung eines neuen Entgeltordnungs-Modells
sowie einen Probelauf. Am Schluss soll ein ein -
heit liches und gerechtes Bewertungssystem für
alle Tätigkeiten entstanden sein – diskriminie-
rungsfrei, praktikabel, plan- und berechenbar. W
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Der Kampf hat sich gelohnt 
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AVIAT ION

Am 25. April fand in Düsseldorf die Be triebs -
räte-Konferenz für Sicherheitsbe schäf tigte an

den Verkehrsflughäfen, die unter anderem für
Personen-, Gepäck- und Fracht kontrollen zustän-
dig sind, statt.

Dort trafen sich über 60 Betriebsräte der
Firmen Brinks, CAP, DSW, FIS, FraSec, ISS, Kötter
und Securitas von vielen Flughäfen aus der gan-
zen Bundesrepublik zu einer eintägigen Sitzung,
um sich über die aktuelle Lage in der Aviation zu
informieren und zu beginnen, über die noch auf-
zustellenden Forderungen für einen Manteltarif -
vertrag zu diskutieren.

Der Grund für diese Klausur ist die nach über
einem Jahr neu entstandene Tarifgemeinschaft

auf der Arbeitgeberseite zwischen BDSW, FraSec
GmbH und FIS GmbH, die nun mit ver.di in Ver -
handlungen treten wird.

ver.di-Vorstandsmitglied Petra Gerstenkorn
formulierte die gemeinsamen Forderungen, unter
anderem: ein Manteltarifvertrag für die rund
15.000 Beschäftigten an Flughäfen, die bei priva-
ten Sicherheitsfirmen angestellt sind, mit festen
Arbeitszeiten, einer deutlichen Eindämmung der
Befristungen, mehr Urlaub sowie weitere verbes-
serte Arbeitsbedingungen.

Anfang Mai wird die Bundestarifkommission
die Forderungen fortsetzen und beginnen, die
Rückkopplung mit den Mitgliedern zu führen. W

Hans-Peter Kilian

Die neue ver.di-Bundestarifkommission Avia -
tion hat sich konstituiert und besteht aus

zwanzig Mitgliedern und dem Verhand lungs füh -
rer Andreas Sander.

Je drei Kolleg/innen stammen aus Berlin-Bran -
denburg, Hessen und Nordrhein-Westfalen, zwei
Kolleg/innen aus Baden-Württemberg, Bayern,
Hamburg, Niedersachsen/Bre men und Sachsen/
Sachsen-Anhalt /Thüringen (SAT) sowie ein Kol -
lege aus Rheinland-Pfalz/Saar.

Die Mitglieder der Bundestarifkommission
(BTK) kommen von den Unternehmen Brinks, Cap
Civil Aviation Protection, DSW Deutscher Schutz
und Wachdienst, FIS GmbH, FraSec GmbH, ISS
Facility Service GmbH, Kötter Aviation Service
GmbH & Co. KG, sowie der SECURITAS Aviation
Services GmbH & Co. KG und SECURITAS GmbH
Aviation Service International. Einig ist sich die

Kommission darüber, entschlossen für einen neuen
qualitativen Bundes mantel tarifvertrag zu streiten
und zu kämpfen. Wich tige Forderungen sind:
•  Dass die Höchstarbeitszeit 208 Stunden nicht

übersteigen darf und die Absenkung von den
heutigen hohen Arbeitszeiten im Bereich der
Tätig keiten des § 8/9 LufSiG mit Lohn aus gleich
erfolgen muss.

•  Dass bei einem Auftragswechsel nach dem 
§ 613a BGB verfahren wird. 

•  Eine Mitgliedervorteilsregelung für ver.di-Mit -
glie der,

•  gerechtere und gesündere Arbeitsbedingun gen,
•  klare Schichtplanungen,
• Vereinbarkeit von Beruf, Familie und Freizeit.

Am 21. Mai gab es das erste Treffen mit der
neu gegründeten Tarifgemeinschaft der Arbeit -
geber BDSW, FraSec GmbH und FIS GmbH für den
Bereich Aviation. Dieses erste Gespräch verlief
konstruktiv und auf Augenhöhe, es zeigte, dass
beide Seiten an einem neuen Bundes tarifvertrag
für den Aviationbereich interessiert sind.

Nun gilt es, die Mitglieder einzubinden, rück-
zukoppeln und neue Mitglieder zu werben, um
aktiver und stärker zu werden. Die nächste BTK-
Sit zung findet am 7. Juni statt. Mit den Arbeit -
gebern wurde vereinbart, die Verhand lungen am
15. Juni fortzusetzen. 

Aktuelle Informationen findet man auch auf:
www.verdi-aviation.de W

Hans-Peter Kilian

N Ü R B U R G R I N G

W Personalabbau
Betriebsrat und Geschäfts -

führung der Nürburgring
Betreiber Gesellschaft (NAG)
haben einen Interessenausgleich
über den geplanten Personal -
abbau am Nürburgring abge-
schlossen. Der Betriebsrat konnte
dabei mit Unterstützung durch
ver.di-Rheinland-Pfalz und der
Technologieberatungsstelle des
DGB (TBS) erhebliche Verbes se -
rungen gegenüber der ursprüng-
lichen Planung durchsetzen.
Anstatt 174 Stellen wurden 15
abgebaut. 

Die traditionsreiche Renn -
strecke in der strukturschwachen
Eifel war schon Sorgenkind aller
Landesregierungen in Rheinland-
Pfalz. Angesehen als wichtiger
Wirtschaftsfaktor für die Region,
blieb er für das Land immer ein
Zuschussgeschäft. Das wollte die
SPD-Regierung unter Kurt Beck
ab 2006 verändern. Über 330
Millionen Euro wurden in eine
Freizeitlandschaft investiert, die
den Ring über das ganze Jahr
attraktiv machen sollte. Diese
Staatsausgaben wollte Finanz -
minister Deubel über private
Investoren refinanzieren, was
nicht gelang. Das Land blieb auf
seinen Ausgaben sitzen, Deubel
musste gehen.

2009 wurden dann schließ-
lich zwei Pächter für den Ring
präsentiert. Die Pachtzahlungen
der Nürburgring Betreiber Ge -
sell schaft (NAG) sollten die Aus -
gaben des Landes länger fristig
wieder reinholen. Aber bis heute
wurde keine Pacht gezahlt,
sodass sich die Landesregierung
gezwungen sah, den Betreibern
zu kündigen. Mittlerweile wurde
Räumungsklage eingelegt.

Selbst der Idealfall, dass die
säumigen Pächter bald von der
Bildfläche verschwinden, stellt
die Situation bestenfalls wieder
auf null. Somit ist der Erfolg des
Betriebsrates lediglich ein wich -
tiger Zwischenschritt. W

Jürgen Dehnert

Es geht aufwärts

Mit Sicherheit mehr
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BETR IEBSRATSARBE IT

Gegen den 
Geschäftsführer der

Wohnungs bau GmbH
(Wobau) in Neumünster,

Uwe Honsberg, 
hat ver.di Strafanzeige

wegen    Behinderung 
der Betriebsrats arbeit

gestellt. 

VON DIETER ALTMANN

Die 40 Beschäftigten der Wobau haben einen
dreiköpfigen Betriebsrat, der die Interessen

der Arbeitnehmer/innen in vertrauensvoller Zu -
sam  men arbeit zwischen Geschäftsführung und
Be triebs rat vertreten soll. Das ist aber nicht mög-
lich, da der Betriebsrat trotz einer Mediation mit
einer Arbeitsrichterin keinen Konsens mit dem
Arbeit geber findet.

Im Gegenteil: 2011 hat der Geschäftsführer
eine fünfstellige Summe aufgewendet und insge-
samt vier Anwälte, davon einen aus Köln, be -
schäftigt, um den Betriebsrat klein zu kriegen,
berichtet die Vorsitzende des Betriebsrats. 

Die Versetzung der Betriebsratsvorsitzenden
aus dem Haupt gebäude in das City-Büro in der
Innenstadt hat dazu geführt, dass der Kontakt zur
Belegschaft nicht mehr in dem Maße gegeben ist,
wie es für eine erfolgreiche Arbeit notwendig ist.

„Wenn es nach den Wünschen des Geschäfts -
führers ginge, sollten die Sprechzeiten für die
Kollegen hier im City-Büro (ca. zwei Kilometer
vom Verwaltungsgebäude entfernt) einmal
wöchentlich nach Dienstschluss ab 18.00 Uhr
stattfinden“, so die Vorsitzende. Darüber hinaus
wurde ihr das Zugangsrecht zum Hauptgebäude
zur Erledigung von Betriebsratsarbeit verwehrt.

Neben der Androhung des Geschäftsführers,
den BR abwählen zu lassen, werden notwendige
betriebsrätliche Schulungen abgelehnt, die Teil -
nahme an der städtischen Arbeitsgemein schaft
der Betriebs- und Personalräte untersagt, Post an
den Betriebsrat kommt nicht an. 

Ein zunächst eingerichtetes Betriebsratsbüro
wurde heimlich wieder aufgelöst (Türschild ent-

fernt, EDV abgebaut). Kurz vor dem für den 2.
Mai anberaumten Termin vor dem Arbeitsgericht
wegen Einleitung eines Beschlussverfahrens nach
§ 23 BetrVG wegen Behinderung der Betriebs -
ratsarbeit hat ein Betriebsratsmitglied den Ge -
schäftsführer dabei „ertappt“, wie er das Tür -
schild wieder am Betriebsratsbüro angebracht
hat. Während der Gerichts verhand lung hat der
Anwalt der Geschäftsführung dann erklärt, er
habe vor Verhandlungsbeginn das Büro, das ja
schließlich vorhanden sei, in Augenschein neh-
men dürfen. 

„Inzwischen ist das Büro auch wieder mit PC,
Bildschirm und Drucker ausgerüstet, dem BR
wurde von Seiten der Geschäfts führung jedoch
keine Information zugeleitet“, berichtet die Vor -
sitzende. 

„Dazu kommt, dass meine Betriebsrats kol le -
gin und ich in den letzten Monaten insgesamt 11
Abmahnungen erhalten haben. Vor dem Hin ter -
grund, dass wir beide seit Jahren bzw. seit
Jahrzehnten einwandfreie Arbeit leisten, ist dieser
Abmahnungsmarathon geradezu lächerlich und
zielt einzig und allein darauf ab, die Mitglieder
des Betriebsrates zu demoralisieren. Sogar meine
Krankmeldung wurde angezweifelt. Der Ge -
schäfts führer hat hierzu telefonisch bei meinem
behandelnden Arzt angerufen und Auskunft ver-
langt, die dieser selbstverständlich verweigert
hat.“ Neben dem Druck, dem der BR seit seiner
Wahl 2010 ausgesetzt ist, haben auch die
Kollegen, die den Betriebsrat offen unterstützen,
unter gezielten Sanktionen der Geschäftsleitung
zu leiden. 

Inzwischen hat die BR-Vorsitzende nach zehn
Jahren Betriebs zugehörigkeit und sechs Jahren
Vorsitz im Betriebsrat aus gesundheitlichen
Gründen Mitte Mai einem Aufhebungsvertrag
zugestimmt und ist mit sofortiger Wirkung freige-
stellt und somit auch aus dem Betriebsrat ausge-
schieden. 

Zudem ist der Austritt aus dem Arbeit geber -
verband der Woh nungs wirtschaft, da der BR
einer Arbeitszeitverlängerung nicht zustimmen
wollte, ein sehr fraglicher Schritt für ein Unter -
nehmen, das in der öffentlichen Hand ist und
deren Verwaltungschef, der Oberbürgermeister
der Stadt Neumünster, Dr. Olaf Tauras, zurzeit der
Vorsitzende des Kommunalen Arbeitgeberver -
bandes (KAV) in Schleswig-Holstein, ist. 

„Hier bestehen Arbeitsverhältnisse nach Guts -
herrenart, was weder zeitgemäß, noch men -
schen  gerecht ist“, so die ver.di-Be zirks geschäfts -
führerin, Sabine-Almut Auerbach. W

Gutsherrenart
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DAS  GUTE  BE ISP IEL

Wer seine Arbeit als stressig empfindet,
auch am Feierabend nicht abschalten kann
oder sich wie in einem Korsett von
Zwängen erlebt, ist krankheitsgefährdet.
Umgekehrt beschränkt sich Gesundheits -
förderung im Betrieb nicht auf ergono-
misch gute Stühle oder Rückentraining.
Ebenso wichtig für das dauerhafte
Wohlbefinden der Beschäftigten sind
Handlungs- und Gestaltungsmöglichkeiten,
Anerkennung, Freude und Stolz.1 Sie zu
 fördern ist somit ein wichtiger Teil von
Gesundheitsschutz. Das ist ein Ergebnis der
vom DGB initiierten Befragungen zum
Index „Gute Arbeit“ – und diese Erkennt -
nisse versuchen wir an der Technischen
Universität Clausthal umzusetzen. 

VON HANS-DIETER MÜLLER
UND FRANK AHRENS

Seit dem Jahr 2005 läuft der so genannte
TUCplus-Prozess, der eine systematische  Or ga -

ni sationsentwicklung der TU Clausthal zum Ziel
hat. Es hat sich in der Vergangenheit gezeigt, dass
der Prozess ver.di und Personalrat durchaus neue
Gestaltungs- und Interventions möglich kei ten er -
öffnet, die über das Personal ver tre tungs recht
hin ausgehen. So ist es uns beispielsweise gelun-
gen, die geplante Reduzierung von Aus bil dungs -
plätzen abzuwenden, indem wir auf die Rahmen -
vereinbarung verweisen konnten, in der der
Erhalt des Ausbildungsbereichs festgeschrieben
ist.

Der TUCplus-Prozess bietet jetzt auch die
 Möglichkeit, das Thema betriebliche Gesund -
heits förderung aufzugreifen und kontinuierlich
voranzutreiben. Dabei werden auch Methoden
ent wickelt, um die Beschäftigten zu beteiligen.
Aller dings braucht es immer eine treibende Kraft,
um so etwas auch tatsächlich in Gang zu setzen. 

Seit einer Weile hatte der TUCplus-Prozess vor
sich hingedümpelt und sich darauf beschränkt,
etwas schematisch und wenig innovativ abwech-
selnd Sitzungen des Lenkungskreises und des
Plenums abzuhalten. So ergriffen wir schließlich
die Initiative und brachten das Thema des betrieb-
lichen Gesundheitsmanagements als Auf gabe der
Organisationsentwicklung ein. Wir präsentierten

Studien über die Zunahme psychisch bedingter
Erkrankungen und die negativen Aus wirkungen
veränderter Arbeitsbedingungen. Positionen des
arbeitsmedizinischen Dienstes kamen ebenso auf
den Tisch wie die Aussagen des Präsidenten der
TU Clausthal Prof. Hanschke über die Zunahme
komplexer Anforderungen in der täglichen Arbeit
von Hochschulangehörigen. 

Schließlich wurde eine Projektgruppe Gesund -
heitsmanagement eingerichtet. Beteiligt sind
neben der Hochschulleitung und dem Personalrat
weitere Hochschulinstitutionen wie das Gleich -
stellungsbüro, das Personaldezernat und ein
Sicherheitsingenieur. Hinzu kommen ver.di und
MEDI-TÜV als Berater. Die Projektgruppe hat zu -
nächst die Aufgabe, die vorhandenen Aktivi täten
und Strukturen zur Gesundheits förderung an der
TU Clausthal zu sichten und zu bewerten. Im An -
schluss daran soll erörtert werden, wie das be -
trieb liche Gesundheits mana gement verbessert
werden kann. 

Das Ganze ist ein gutes Beispiel, wie vorhan-
dene Formen der Arbeitnehmermitbestimmung
und Organisationsentwicklung zur Bearbeitung
aktueller und drängender Themen genutzt wer-
den können. Wir haben die berechtigte Hoff -
nung, damit auch den TUCplus-Prozess zu
beschleunigen. Denn klar ist: Die Heraus forde run -
gen an eine menschengerechte Gestaltung der
Arbeitswelt nehmen eher zu – und darauf müssen
wir als Gewerk schaft schlüssige Antworten fin-
den. W

Das weite Feld 
Gesundheitsschutz beackern

1 Vgl. dazu auch: Beck, David (2011):
Zeitgemäße Gesundheitspolitik in
Kleinst- und Kleinbetrieben.
Hemmende und fördernde
Bedingungen. Berlin. S. 10.
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T A R I F A B S C H L Ü S S E

TÜV Rheinland Industrie
Service GmbH

Eine Entgelterhöhung ab
01. 05. 2012 
• für Neubeschäftigte um 3,4

Prozent
• für Altbeschäftigte um 3,0

Prozent (zzgl. Erhöhung des
bisherigen Faktors von 0,75
auf jetzt 0,88 und 1,0 ab
01.01.2014) bei einer Lauf zeit
bis zum 30. April 2013.

Eine Einmalzahlung von 500
Euro für die Monate Januar bis
April 2012 (Teilzeit-Beschäftigte
anteilig).

Darüber hinaus wurde verein-
bart:
• Überarbeitung des

Tätigkeitsgruppenkataloges
• Vereinbarung einer Erfah rungs -

zulage für Sach verständige ab
Januar 2013.

Start
• Tariferhöhung von 3,1 Prozent
• Einmalzahlung in Höhe von

4,2 Prozent der individuellen
monatlichen Vergütung pro
Monat der Laufzeit des Tarif -
vertrages

• Erhöhung der Ausbildungs -
vergütungen um jeweils 50
Euro in jedem Ausbildungsjahr

• Laufzeit des neuen Tarif -
vertrages von 15 Monaten.

Die Jugend 
kommt voran

SERV ICE

Früher gab es weder im ver.di-Fachbereich „Bil -
dung, Wissenschaft und Forschung“ noch bei

den „Besonderen Dienstleistungen“ Jugend gre -
mien. Das hat sich im Oktober 2011 mit der
Gründung eines gemeinsamen Arbeitskreises ge -
ändert. Bei einem Workshop im Frühjahr 2012
ver ständigten sich die jungen Kolleg/innen schnell
darauf, dass sie keine Lust haben, in klassischen
Gremienstrukturen zu arbeiten. Stattdessen wol-
len sie sich auf Projekte konzentrieren mit dem
Ziel, andere Jugendliche für ver.di zu gewinnen.
Der Start erfolgt am Karlsruher Institut für Tech -
no logie (KIT), wo es neben 500 Azubis in etwa 20
Ausbildungsberufen auch 120 dual Studierende
in ebenfalls 20 Studiengängen gibt.

Noch mangelt es vielfach an Kontakten zu
bedeutenden Ausbildungsbetrieben. Das soll
anders werden. Die Voraussetzungen sind recht
gut, denn in den Fachbereichen 5 und 13 gibt es
einen hohen Anteil Jugendlicher, sehr viele Aus -
bil dungsbetriebe, eine Vielzahl von Ausbildungs -
beru fen und Studiengängen. Die Themen ähneln

sich: Qualifizierung, berufliche Perspektive und
oft schlechte Arbeitsbedingungen für Berufs -
anfänger/innen. Befristete Beschäftigungsverhält -
nisse sind inzwischen überall Usus, viele junge
Leute werden in Teil zeit oder Leiharbeit gezwun-
gen. Die Ein stiegs gehälter sind mies trotz immer
qualifizierteren Ausbildungen. 

Wir sollten mit Erfolgen Begehrlichkeiten we -
cken. So ist im Bereich Touristik inzwischen klar,
dass es keine Tarifforderungen ohne Jugend for -
de rungen gibt. Das tragen auch die Tarifkommis -
sionen mit, in denen die Jugend stets ein aktives
Mandat hat. Ein Beispiel: Beim größten deutschen
Geschäftsreiseanbieter BCD Travel Germany
GmbH wurden 2011 Haustarif verhandlungen
auf     genommen. Entgegen der gewohnten Heran -
gehensweise wurde zuerst ein Ausbildungs -
tarifvertrag verhandelt. Das hatte Signalwirkung –
fast 60 Prozent der Azubis haben sich organisiert.
Der Abschluss des Tarifvertrages im Januar 2012
enthält viele Fortschritte: 38- statt 40-Stunden-
Woche, Anhebung der Ausbildungsvergütung,
keine Unterschiede zwischen Ost und West, 100
Prozent Weihnachtsgeld, Abschlussprämie, Fahr -
geldzuschuss und noch einiges mehr. Der wich -
tigste Punkt ist jedoch der tarifvertragliche
 Anspruch auf Übernahme in ein unbefristetes
Voll  zeit arbeits verhältnis. Besser kann man nicht
 erklären, wozu Gewerkschaften da sind. Und bei
BCD Travel gehört es heute dazu, binnen kür -
zester Zeit in seinem Team zu sagen: Ich bin übri-
gens auch in ver.di. W

Ute Kittel

Wer mehr wissen oder mitarbeiten möchte, mel-
det sich bei Ute.kittel@verdi.de

Seminare 2012
Datum Ort Thema

03. 09. bis 
05. 09. 2012

BBZ „Clara Sahlberg“
Berlin

Was tun gegen Arbeitsverdichtung? Einführung in die
Gefährdungsbeurteilung nach § 5 Arbeitsschutzgesetz

08. 09. 2012 Stuttgart Vernetzungstreffen der HochschulsekretätInnen in 
Baden-Württemberg

05. 11. bis
07. 11. 2012

Bildungswerk 
ver.di Bayern

Veränderungsmamagement in Bibliotheken

Weitere Informationen auf den Internetseiten der Fachbereiche
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O-TON

P O R T R Ä T

Norbert Konkol

Norbert Konkol – Tarif -
experte durch und durch 

Bei Fragen genügt häufig
schon ein kurzer Anruf: Wer
Norbert Konkol googelt, stößt
unweigerlich auf diese Aussage.
Immer für die Kolleg/innen da zu
sein, kompetent, ruhig und auf
Gesprächspartner eingehend –
das sind seine hervorstechenden
Eigenschaften. Nach seinem
Soziologie-, Psychologie- und
Politikstudium und langjährigem
ehrenamtlichen Engagement
 landete er 1991 hauptamtlich
bei der ÖTV. Seit jeher fühlte er
sich dem Wissenschaftsbereich
verbunden und so leitetete er
irgend wann den biwifo-Landes -
fachbereich Berlin-Brandenburg.
Zusätzlich übernahm Norbert
Konkol 2007 auch noch die
Funktion des Tarif koordi nators
für den Bundes fach bereich.
Seither streitet er gemeinsam
mit den Mitgliedern der Projekt -
gruppe „Tarif öffentlicher
Dienst“ beharrlich darum, dass
die Belange der Hochschulen
und Forschungseinrichtungen in
den Manteltarifen und den Ein -
grup pierungsvorschriften von
Bund, Ländern und Kommunen
endlich angemessen berücksich-
tigt werden. Jetzt ist der Freund
guten Essens und edler Tropfen
ganz auf der Bundesebene ange-
kommen: Seit April betreut er die
Bundesarbeitsgruppen Archive,
Bibliotheken und Dokumenta -
tions einrichtungen sowie Hoch -
schule und Forschung und fun-
giert selbstverständlich weiter
als Tarifkoordinator. Herzlich will-
kommen, Norbert! W

Klaus Böhme

qualifizierung, G8-Gipfel u.v. m.. In diesen Jah -
ren musste ich immer wieder feststellen, dass
die Jugend absolut nicht politikverdrossen ist!
Allerdings versuchen uns viele in gewisser Weise
„dumm“ und „klein“ zu halten. Deshalb ist es
umso wichtiger, sich für die Rechte der Mit -
arbeiter/innen einzusetzen und sich auch in ge -
sellschaftlichen Themen zu engagieren. Man
darf sich nicht alles bieten lassen. 

Heute haben sich die Themen ein wenig ver-
ändert, aber der Einsatz bleibt. Auch heute ist es
für mich besonders wichtig, auf die Straße zu
gehen. Gerade die letzten Protestbewegungen
zeigen, wie wichtig der Zusammenhalt ist. Wenn
vor acht Jahren die Proteste im eigenen Land
ausgetragen wurden, stellen wir heute fest, wie
wichtig die internationale Solidarität ist und das
sie ganz praktisch gelebt werden kann. Die
Politikmächte schließen sich seit Jahren für eine
Politik zusammen, die die Armen immer ärmer
und die Reichen immer reicher macht. Den
Banken wirft man Geld in den Rachen und jeder
zweite Jugendliche in Südeuropa ist arbeitslos –
das ist nicht gerecht! 

Des Weiteren bekommen die Rechts radi -
kalen in Deutschland immer mehr Zuspruch.
Durch Massenblockaden haben wir mehrmals
be wiesen, dass Faschismus keine Mei nung, son-
dern ein Verbrechen ist. Wir sagen: Nazis runter
von der Straße und raus aus den Köpfen! In der
Tarifarbeit haben wir dieses Jahr einen Meilen -
stein gesetzt: Heute ist es notwendig, dass ein
Ausbildungsplatz mit einem Übernahmeplatz
ver bunden wird. Das gelang uns bei der Tarif -
runde im Öffentlichen Dienst und in vielen wei-
teren Bereichen. Darauf sind wir sehr stolz.

Für mich steht fest, wir sind noch lange nicht
am Ende der Reise. Es stehen noch sehr viele
Themen an, die uns bewegen und wo wir etwas
tun müssen. Und genau da wünscht die Politik
sich: Wäre die Jugend nur politikverdrossen… W

Meine Reise in die Welt der Gewerkschafts -
arbeit begann schon mit 17 Jahren. Zwar

hatte ich zu diesem Zeitpunkt noch keinerlei
Berührungspunkte mit ver.di, doch ich musste
schon sehr schnell lernen, wie wichtig Inte -
ressenvertretungen sind. Damals jobbte ich
neben dem Fachabitur in einer Bäckerei. Der
damalige Leiter wollte Mitarbeiter los werden
und so erhielt ich eine mündliche Kündigung
ohne weitere Begründung. Für mich brach die
Welt zusammen, da ich auch nicht wusste, was
ich falsch gemacht hatte. 

Inzwischen weiß ich, in welcher brutalen Art
und Weise Arbeitgeber ihren Mitarbeiter/innen
Druck machen können. Schon damals wollte ich
mir nicht einfach so alles gefallen lassen und aus
dem Unter richts fach BWL wusste ich, dass es so
nicht ging. Mit Hilfe meiner Eltern und dem Be -
triebsrat nahm ich mir einen Anwalt und zog vor
Gericht. Ich gewann die Verhandlung und von
da an war mir klar: Ich will mich auch zu künftig
so für andere einsetzen! 

Ein halbes Jahr später begann ich meine
Ausbildung bei der Deutschen Telekom AG. Mit
meinem damaligen „Halbwissen“, vor allem
aber mit Interesse, stellte ich mich für die Aus -
zubildendenvertretung auf und trat in ver.di ein.
Ab diesem Zeitpunkt veränderte sich mein
Leben. Die Seminare, Fortbildungen und vor
allem das Durchstehen verschiedener Arbeits -
konflikte gaben mir Sicherheit und mittlerweile,
denke ich, kann ich auf eine Menge Erfahrung
und Wissen zurückgreifen und andere daran
teilhaben lassen.

Ich blicke nun auf die letzten acht Jahre mit
den verschiedensten Funktionen in Betrieb und
ver.di zurück. Ich wurde mit verschiedenen be -
trieblichen und gesellschaftspolitischen The men
konfrontiert: Kündigungen der Auszubil denden,
sexuelle Belästigung, Schmalspur aus bildung,
Mindestlohn, Agenda 2010, Rente mit 67,
Qualität der Ausbildung, Finanzkrise, Ein stiegs -

Daniela Catalano, Referentin für Personal entwick lung 
bei der DTAG, ist in ver.di unter anderem in der Geschäfts -
führung des Bundesjugendvorstandes.

Alles andere als
politikverdrossen 
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Ich möchte Mitglied werden ab:

Monat/Jahr

Persönliche Daten:

Name

Vorname/Titel

Straße/Hausnummer

PLZ Wohnort

Geburtsdatum

Telefon

E-Mail

Staatsangehörigkeit

Geschlecht  weiblich  männlich

Beschäftigungsdaten

 Arbeiter/in  Angestellte/r

 Beamter/in  DO-Angestellte/r

 Selbstständige/r  freie/r Mitarbeiter/in

 Erwerbslos

  Azubi-Volontär/in-
Referendar/in bis

Altersteilzeit bis

Wehr-/Zivildienst bis

Praktikant/in bis

Sonstiges

Schüler/in-Student/in bis
(ohne Arbeitseinkommen)
  

Bin/war beschäftigt bei (Betrieb/Dienststelle/Firma/Filiale)

Straße/Hausnummer im Betrieb

PLZ Ort

Branche 

ausgeübte Tätigkeit

  ich bin Meister/in-Techniker/in-Ingenieur/in

Tarifvertrag

Tarifl. Lohn- oder Gehaltsgruppe bzw. 
Besoldungsgruppe

Tätigkeits-/Berufsjahr, Lebensalterstufe

regelmäßiger monatlicher Bruttoverdienst

Euro

Einzugsermächtigung:

Ich bevollmächtige die ver.di, den satzungs-
gemäßen Bei trag bis auf Widerruf im Last-
schrift ein zugs verfahren

zur Monatsmitte  zum Monatsende  

 monatlich  halbjährlich

 vierteljährlich  jährlich

Name des Geldinstituts/Filiale (Ort)

Bankleitzahl Kontonummer

Name Kontoinhaber/in (Bitte in Druckbuchstaben)

Datum/Unterschrift Kontoinhaber/in

oder im Lohn-/Gehaltsabzugsverfahren* 
monatlich bei meinem Arbeitgeber einzu-
ziehen. *(nur möglich in ausgewählten Unternehmen) 

Personalnummer (nur für Lohn-/Gehaltsabzugsverfahren

Ich war Mitglied der Gewerkschaft:

von:  bis: 
  Monat/Jahr  Monat/Jahr

Monatsbeitrag: Euro 

Der Mitgliedsbeitrag beträgt nach § 14 der ver.di-Sat-
zung pro Monat 1% des regelmäßigen monatli chen 
Bruttoverdienstes. Für Rentner/innen, Pensionär/innen, 
Vorruheständler/innen, Krankengeldbezieher/innen 
und Erwerbslose beträgt der Monatsbeitrag 0,5% des 
regelmäßigen Bruttoeinkommens. Der Mindest-
beitrag beträgt € 2,50 monatlich. Für Hausfrauen/
Hausmänner, Schüler/innen, Studierende, Wehr-, Zivil-
dienstleistende, Erziehungsgeldempfänger/innen und 
Sozialhilfeempfänger/innen be trägt der Beitrag € 2,50 
monatlich. Jedem Mitglied steht es frei, höhere Beiträge 
zu zahlen.

Datenschutz
Ich erkläre mich gemäß § 4a Abs. 1 und 3 BDSG ein-
verstanden, dass meine mein Beschäftigungs- und 
Mitgliedschaftsverhältnis betreffenden Da ten, deren 
Änderungen und Ergänzungen, im Rahmen der 
Zweckbestimmung meiner Gewerkschaftsmitglied-
schaft und der Wahrnehmung gewerkschafts-
politischer Aufgaben elektronisch verarbeitet und 
genutzt werden.
Ergänzend gelten die Regelungen des Bundes-
datenschutzgesetzes in der jeweiligen Fassung.

Datum/Unterschrift

Datum/Unterschrift

Werber/in: 

Name

Vorname

Telefon

Mitgliedsnummer W
-2

98
2-

02
-0

61
0

 Vollzeit

Teilzeit Anzahl Wochenstd.B
E

IT
R

IT
T

S
E

R
K

L
Ä

R
U

N
G

Coupon bitte abtrennen und im Briefumschlag schicken an: 
ver.di – Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft . Paula-Thiede-Ufer 10 . 10179 Berlin
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